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Tittige, gewandte Verkäuferin sucht Stelle in Konsum, 
event. zur selbständigen Führung einer Filiale. Olten oder 
Umgebung bevorzugt. Kaution kann geleistet werden. Offerten 
unter Chiffre A. Z. 217 an den Verband schweiz. Konsumvereine 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. in Basel. 
Knsumverein der Ostschweiz sucht auf 1. Oktober tüchtige 

1. Verkäuferin ins Hauptgeschäft. Jahresumsatz zirka 
100,000 Fr. Es würde die Stelle an tüchtige Verkäuferfamilie 
vergeben, da passende Wohnung vorhanden. Reflektanten 
müssen schon in solcher Stellung tätig gewesen sein und in 
gesetztem Alter stehen. Offerten unter Chiffre K. D. 209 an 
den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Jurze Tochter, welche die Sekundarschule besucht hat, möchte 
als Lehrtochter in einem Konsumverein eintreten. Sie wäre 
event. bereit, in Basel einen Verkäuferinnenkurs mitzumachen, 
Offerten unter Chiffre H. B. 215 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


| vo jüngerem tüchtigem Verkäuferpaar wird Filiale oder 
Konsumdepot zu übernehmen gesucht. Im Verkehr mit 
Kundschaft durchaus bewandert, kaufmännisch gebildet, perfekt 
Angebot. französisch. Offerten’ unter Chiffre M. H. 219 an den Verband 
eschäftstüchtige Frau, 40 Jahre alt, mit 2 grossen Kindern, 
sucht Stelle als Depothalterin in grösserem Konsum- 
verein. Sprachenkundig, langjährige Verkäuferin in grossen 
Geschäften. Eintritt nach Belieben. Zeugnisse zu Diensten. 
Offerten unter Chiffre M. K. 212 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. | 
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Kinderloses | Ehepaar, 30 Jahre alt, durchaus tüchtig, in mehr- 
jähriger Stellung in grossem Konsumdepot, wünscht Stelle 
zu verändern. Offerten unter Chiffre B. R. 218 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 


sas 
Solider Jüngling wünscht auf diesen Herbst in einem Konsum- aa u Pe ET ET 


verein in Stelle zu treten in Magazin und Laden, um sich m 
im Genossenschaftswesen auszubilden. Offerten unter Chiffre 
C.M. 214 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 
hat in jeder sparsamen Küche einen 
Ehrenplaßg und sollte daher in keiner 


Jz Tochter, gut im Rechnen und Schreiben, sucht Stelle 
Haushaltung fehlen. 


als Lehrtochter, wo sie den Verkäuferinnenberuf erlernen 
könnte. Offerten unter Chiffre J.S. 216 an den Verband 
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Das Baubureau empfiehlt jich zur 


Anfertigung von Skizzen, Bauprojekten, Aus- 
führung von Detailplänen, Kojlenvoranichlägen 
Jibernahme von Bauleilungen, Oberauflicht und 
Bauabrechnungen für Neu=- und Umbauten aller 
Art, Begulachtungen bei Ziegenichaflsankäufen 
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Die angestrebte Konzessionspflicht 
des Handels.” 


Il. 


Sch. Die Motive, die für die Konzessionspflicht 
des Handels vorgetragen werden, sind, soweit sie 
nicht von selbst interessierter Seite zur Erlangung 
eines monopolartigen Vorrechtes ausgehen, durchaus 
lobenswerte, und wir wären die letzten, die den hier 
zutage tretenden Bemühungen, unerhörten und un- 
erträglichen Misständen auf eine radikale Art Abhilfe 
zu schaffen, nicht wenigstens unsere Reverenz er- 
weisen wollten. Es ist nicht zu bestreiten, dass der 
«freie Handel», so wenig Gebiete ihm heute noch un- 
beschränkt offen stehen, seit Kriegsausbruch zum 
Teil wahre Orgien in der Plusmacherei gefeiert und 
dadurch mitgeholfen hat, in allen Artikeln, die noch 
nicht durch das ebenfalls zweischneidige System der 
Höchstpreise gebunden sind, eine Preistreiberei her- 
vorzurufen,die für den Grossteil der Bevölkerung im- 
mer unerträglicher wird und wie eine Schraube ohne 
Ende alle Lohnerhöhungen und Teuerungszulagen 
binnen kurzem auffrisst und in ihrer Wirkung para- 
lysiert. Unrichtig dagegen ist es, für alle diese 
Preistreibereien den freien Handel verantwortlich zu 
machen und von dessen Ausschaltung das goldene 
Zeitalter erwarten zu wollen. Mindestens ein 
ebenso grosser Teil der Verantwortung für diese Zu- 
stände trifft neben dem Handel auch den Produ- 
zenten und vielleicht in ebenso hohem Masse auch 
gewisse Konsumenten, insbesondere Grosskonsu- 
menten aller Art, seien es Einzelpersonen oder Ein- 

*) Im ersten Artikel in Nr. 35 sind zwei sinnstörende Druck- 
fehler resp. Verstellungen durchgeschlüpft: Auf Seite 351, erste 
Spalte, 18. und 19. Linie von oben, sollte es heissen: «Mangel 


an andern Artikeln und deren Folge, ungebührlicher Preistrei- 
berei, wurde». Auf Seite 355, zweite Spalte, 5. Linie von unten, 


ist das Wort «Neubürgern» durch «neuen Bewerbern» zu er- 
setzen. 


kaufsstellen privater oder amtlicher Fürsorgeorga- 
nisationen. 

Besonders deutlich hat sich das in den letzten 
Wochen bei Artikeln gezeigt, wo die Teuerung nicht 
auf ausländische Wirkungen zurückgeführt werden 
kann, nämlich bei einer Reihe von Landes- 
produkten. Die Preise für Landesprodukte aller 
Art (Kirschen, Waldbeeren, Frühobst, Gemüse, Spät- 
obst) haben einen ausserordentlich hohen Stand er- 
reicht, der im Vergleich zum Vorjahre nicht etwa 
durch wesentlich erhöhte Produktionskosten ge- 
rechtfertigt werden kann. Bei der Eigenart einzelner 
dieser Landesprodukte, die oft grosse Qualitätsunter- 
schiede aufweisen oder schon in Vorkriegszeiten 
innerhalb kurzer Zeit, je nachdem es sich um frühe, 
normale oder späte Sorten handelte, grossen Preis- 
schwankungen unterstanden, lassen sich für solche 
Artikel nicht leicht amtliche Höchstpreise aufstellen; 
wo es aber 1918 doch getan wurde, musste jeweils 
eine gegenüber 1917 bedeutend erhöhte Taxe bewil- 
liegt werden, weil die Vertreter der Produzenten 
ieweils darauf hinweisen konnten, dass ihnen bereits 
im freien Verkehr — durchaus nicht immer von Ver- 
tretern des freien Handels — bedeutend höhere 
Preise als letztes Jahr angeboten worden seien. 
Wenn für die Preisbildung ausschliesslich die Pro- 
duktionskosten in Betracht fallen würden, — wir 
haben allerdings vor dem Kriege die Berufung auf 
die einheimischen Produktionskosten jeweils auch 
nicht gelten lassen — so wäre es unerklärlich, dass 
z. B. die Kirschenhöchstpreise pro 1918 zirka 50% 
höher angesetzt wurden als 1917, dass trotz guter 
Zwetschgen- und Aepfelernte die Richtpreise von 
1918 auch gegen 100% höher sind als 1917, dass der 
Höchstpreis für Honig bei der gegenüber 1917 aus- 
gezeichneten Honigernte des Jahres 1918 Fr. 6.50 
erreicht und dass z.B. Heidelbeeren und Aprikosen 
1918 durchschnittlich das Doppelte, gegen 2 Franken 
pro Kilo, galten, Bohnen 100—140 Rappen gegen 
40 Rappen im Vorjahre. Als letzthin an einer ge- 
meinsamen Konferenz der Interessenten die Richt- 
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preise für Weisskraut festgesetzt werden 
sollten, welches Produkt man in Friedenszeiten für 
Fr 2.— pro 100 Kilo kaufen konnte, weigerten sich 
die Weisskrautpflanzer, trotzdem die Ernte pro 1918 
viel besser ausfallen wird als 1917, einen Normal- 
preis von zirka Fr. 25.— pro 100 Kilo zu akzeptieren 
unter der Begründung, dass ihnen von vielen Seiten, 
speziell auch von städtischen Fürsorgekommissionen, 
bereits Angebote bis zu Fr. 50.— per 100 Kilo ge- 
macht worden seien. Solchen unvernünftigen Of- 
ferten gegenüber, bei denen man oft den Eindruck 
hat, sie würden nicht gemacht, wenn der betreffende 
Einkäufer kaufmännisch rechnen müsste und per- 
sönlich für einen allfälligen Schaden verantwortlich 
wäre, hält es dann schwer, die Produzenten zur Ab- 
gabe der betreffenden Artikel zu gerechten Ansätzen 
zu veranlassen, da sie schlimmstenfalls, nach allen 
seit Kriegsausbruch gemachten Erfahrungen, durch 
Zurückhalten der Ware und späteres in den Verkehr 
bringen derselben nicht schlechter fahren würden. 
Ein instruktives Bild dieser Zustände ergibt sich z.B. 
aus einem Telegramm, das der neu gegründete 
Verbandder Obst-und Gemüseprodu- 
zenten in Zürich am 17. August an die Bundes- 
behörden absandte und das u. a. folgende Klagen 
enthielt. 

«1. Wir haben in verschiedenen — in landwirt- 
schaftlichen Kreisen sehr verbreiteten — Zeitungen 
Inserate betreffend Ankaufsvermittlung von land- 
wirtschaftlichen Produkten erlassen; jedoch war der 
Erfolg ein kläglicher, wirkonntenkeinerlei 
Produktebekommen. 

2.... wir mussten leider die Wahrnehmung 
machen, dass die Aufkäufe von landwirtschaftlichen 
Produkten durch die vielen spekulativen und pri- 
vaten Aufkäufer und Händler immer noch florieren 
und durch die fortwährende Preistreiberei auf dem 
Gebiete der Obst- und Gemiüseversorgung unseres 
Landes diese schweren Misstände stetsfort ver- 
schärft werden. 

3. Auf unserm Bureau liegen verschiedene Auf- 
träge seitens seriöser Obst- und Gemüsevermitt- 
lungsfirmen und Fürsorgeämter, welche um 
Zuweisung solcher Erzeugnisse bitten. Leider 
sind wir ausserstande, diesem Begehren nach- 
zukommen, da wir gegen die erwähnte Pro- 
duktenhamsterei nicht aufzukommen ver- 
mögen.» 

Und im «Volksrecht» vom 24. August 1918 wird 
unter dem Titel «Gemeingefährliche Wohltäter», 
nachdem zuvor anhand von Mitteilungen der «Neuen 
Zürcher Zeitung» über die «Schiebertätigkeit im 
Kanton Tessin» erbauliche Müsterchen von Auf- 
käufern von Landesprodukten in diesem Kanton 
reproduziert wurden, behauptet: «dass in letzter Zeit 
sehr viel Aufkäufer von Fabriken das Land absuchen, 
nicht nur auf dem Markte Gemüse, Obst und andere 
Nahrungsmittel in riesigen Mengen zusammen- 
hamstern, sondern den noch gar nicht erntereif auf 
dem Felde stehenden Ertrag grosser Feldkomplexe 
zu wahren Wucherpreisen für ihre Auftraggeber er- 
werben und oft sogar im voraus bezahlen; so steht 
fest, dass der Aufkäufer der Schuhfabrik Bally grosse 
Quantitäten Rübli zum Preise von Fr. 70.— pro 
100 Kilo kaufte und dass Vertreter gleicher Firma 
die Ernte ganzer Felder, die erst später reif wird, 
erworben haben. In Schaffhausen sollen Agenten 
der gleichen Firma letzte Woche fast die ganzen auf 
den lokalen Markt gebrachten Gemüsequantitäten zu 
wahren Rekordpreisen aufgekauft und damit eine 
ungeheuerliche Steigerung der Gemüsepreise über- 


haupt erreicht haben; die Fürsorgekommissionen der 
industriellen Ortschaften konnten hier nicht kon- 
kurrieren und mussten so vielfach mit leeren Händen 
abziehen», welch letztere Behauptung wir allerdings 
anhand gemachter Erfahrungen über die auch von 
Fürsorgeämtern verursachte Preistreiberei etwas 
bezweifeln möchten. 

Wie selbst Behörden ihre Aufgabe gegen- 
über der Preistreiberei in Landesprodukten auf- 
fassen, mag aus folgendem Stimmungsbild, das wir 
dem «St. Galler Stadtanzeiger» vom 22. August ent- 
nehmen, hervorgehen: 


«Die rheintalischen Behörden zu den Lebensmittel- 
fragen. 


Unter dem Vorsitz des Herrn Bezirksammann 
Rohner tagten letzten Montag nachmittag in der 
«Klostermühle» in Altstätten Vertreter der Gemeinde- 
und Ortsbehörden des Bezirks Oberrheintal, um die 
Höchstpreise für Kartoffeln und Mais, sowie noch 
verschiedene andere, die Lebensmittelversorgung 
betreffende Erscheinungen zu besprechen. In erster 
Linie wurde von den Behördemitgliedern festgestellt, 
dass es notwendig sei, dem Schleichhandel 
und Wucher zu steuern, und zwar durch eine 
richtige Preispolitik und nicht durch Ab- 
schnürung eines Nachbarkantons. 

Bei der Erörterung der Mais-Höchstpreise 
wurde die niedrige Ansetzung des Höchstpreises 
durch die Bundesbehörden gerügt. Der Mais soll 
im Rheintal zu einem Höchstpreis von Fr. 32.— per 
Zentner abgegeben werden. Seit dem Moment, da 
dieser Höchstpreis festgesetzt wurde, habe man, 
schreibt die «Volkszeitung», wohl kein Pfund mehr 
zum Höchstpreis verkauft. Warum? Weil der Bauer 
lieber den Mais seinen Hühnern und Schweinen ver- 
fütterte, als ihn für Fr. 32.— verkaufte und dann für 
Fr. 80.— bis 90.— minderwertiges Hühner- und 
Schweinemehl kaufte. Auch die Schieberei habe da 
eine Rolle gespielt. Es kamen Fremde und bezahlten 
für den Mais, den der Bauer für einen angemessenen 
Preis gern abgesetzt hätte, Preise, die die Bauern 
nie zu verlangen die Unverschämtheit besessen 
hätten: 160, dann 180, dann 200 Franken, und in der 
letzten Zeit sollen gar bis 300 Franken für den 
Zentner Mais offeriert und bezahlt worden sein. 

Die Versammlung einigte sich dann unter Vor- 
aussetzung einer normalen Ernte auf einen Mais- 
höchstpreis von 100 Franken per Zentner (50 Kilo!). 

Im ferneren wurden dann auch die Kartoiiel- 
preise besprochen. Der Kanton hat bekanntlich für 
die Mittelernte einen Höchstpreis von Fr. 30.— per 
100 Kilo festgesetzt, der dann vom Bund auf Fr. 25.— 
reduziert wurde. Man war einstimmig der Ansicht, 
dass diese Reduktion eine ungerechtfertigte sei, dass 
vielleicht in denjenigen Kantonen, in welchen der 
Kartoffelbau im grossen betrieben werde, ein solcher 
Höchstpreis angezeigt sei, dass er aber für unsere 
Verhältnisse und speziell in Rücksicht auf die Boden- 
preise, Pachtzinse und die Löhne und Düngerpreise 
geradezu wiederum demSchleichhandel rufen müsste, 
weil bei diesem Preis der Produzent gar nicht auf 
seine Rechnung kommen könnte. Eswirddarum 
einstimmigan den Regierungsrat das 
Gesuch gestellt,esseifür den Kanton 
St. Gallen an dem Höchstpreis von 
Fr. 30.— sowohlfür die Mittelernteals 
auchfürdieSpätkartoffelnunbedingt 
festzuhalten. Esseidas Minimum, das 


der Produzent haben müsse, und ein 
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Preis, deresermögliche, dem Schleich- 
handel energisch entgegenzutreten. 
Dieser Preis rechtfertige sich um so eher, als die 
Ernte lange nicht das verwirkliche, was man sich 
von ihr versprochen habe. 

Diese Wünsche über die Preisbildung sind dem 
Regierungsrat zu unterbreiten.» 

Was hier von Landesprodukten, mit denen sich 
allerdings auch schon in Friedenszeiten eine Masse 
von Gelegenheitshändlern befassten, und bei denen 
schon vor 1914 eine geregelte Preisbildung meistens 
ausgeschlossen war, geschildert wird, gilt mehr oder 
weniger von allen noch nicht durch Höchstpreise 
gebundenen Artikeln, die ja alle nur noch in be- 
schränkten Mengen in der Schweiz verfügbar sind; 
es gilt dies nicht nur von Lebensmitteln, sondern 
auch von den meisten andern Bedarfsartikeln, 
speziell auch Manufaktur- und Textilwaren; so z. B. 
ist dem Schreiber dies vor kurzem aus zuverlässiger 
Quelle mitgeteilt worden, in einem sonst eher als 
billig bekannten Basler Geschäft, dem jedenfalls die 
«Konzession» nicht verweigert würde, werde für be- 
stimmte Textilwaren ungefähr der doppelte Preis 
rn wie im Manufakturwarendetailladen des 


Da sich noch eine Unzahl solcher Beispiele un- 
gebührlicher Preistreiberei unter Geltung des freien 
Handelssystems aufzählen liessen, wird der Leser 
erwarten, dass der Schreiber dies das Postulat einer 
Konzessionierung des Handels eher als berechtigt 
anerkennen werde; dem ist jedoch nicht so, sondern, 
wer dem ganzen Fragenkomplex nähertritt, wird 
anerkennen, dass mit einer Konzessionierung des 
Handels nur eine oberflächliche Lösung geschaffen 
und den Misständen vielleicht nur vorübergehend ab- 
geholfen würde, dass jedoch die treibende Kraft an 
diesem ganzen ungesunden System, nämlich das un- 
gezähmte Profitstreben des heutigen privaten Unter- 
nehmertums, nicht getroffen, sondern vielleicht sogar 
nur noch gefördert würde. Wenn wir nämlich genau 
untersuchen, wer, um bei den erwähnten Beispielen 
zu bleiben, bei denen ja zur Hauptsache keine 
Händler, sondern nur einerseits Produzenten, ander- 
seits gewisse Grosskonsumenten beteiligt sind, die 
Schuld an diesen Preistreibereien trägt, so ist es 
nicht oder nicht vorwiegend das System des «freien 
Handels», sondern neben dem Unverstand gewisser 
Konsumenten zur Hauptsache doch die ungezü- 
gelte Gewinnsucht des einzelnen Privat- 
unternehmers, sei er nın Produzent oder 
Händler. Dies trifft wenigstens indirekt oder 
zum Teil auch für diejenigen Industriellen zu, die, 
anstatt die einheimische Erzeugung an Landes- 
produkten durch eigenen Anbau zu vermehren, 
den Löwenanteil der von den bisherigen Produzenten 
angebauten Früchte für ihre Arbeiter sich zu sichern 
suchen und dadurch die bisherigen Abnehmer dieser 
Landwirte um ihre gewohnte Bezugsquelle bringen; 
denn neben philanthropischen Gründen wirkt doch 
sicher auch das Bestreben mit, durch Lieferung von 
Dauerproviant an ihre Arbeiter sich deren Arbeits- 
kraft zu sichern und allfällig sonst notwendigen 
Lohnerhöhungen einigermassen vorzubeugen. 

Auch wenn der Handel heute bereits konzessio- 
niert wäre, so hätten die meisten der oben erwähnten 
Preistreibereien unseres Erachtens nicht verhindert 
werden können, oder wollen die Befürworter des 
Konzessionszwanges so weit gehen, auch den 


direkten Verkehr zwischen Produzent und Konsu- 
ment bei allen Artikeln zu verbieten, so wie das pro 
1918 nun bei den Kartoffeln der Fall ist? Und wie 
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sollte der andere oben erwähnte Fall von ungebühr- 
licher Preisforderung für Manufakturwaren durch 
das Konzessionssystem verhindert werden können? 
Alle Befürworter des Konzessionssystems sind doch 
der Ansicht, dass die bisherigen Inhaber von 
Handelsbetrieben unbeschaut eine Bewilligung er- 
halten sollen, nach dem Grundsatze: «Alles was be- 
steht, ist vernünftig, resp. jeder schon bestehende 
Handelsbetrieb ist reell!», und wie will man be- 
stehende Handelsbetriebe, nachdem sie einmal kon- 
zessioniert sind, für allfällige Ueberforderungen zur 
Rechenschaft ziehen? Es ist unmöglich, für alle 
die Tausende von Artikeln, die in Handelsgeschäften 
vertrieben werden, Höchstpreise festzusetzen, und 
über die Frage, wann eine ungebührliche Preis- 
forderung vorliege, sind je nach der Art des Artikels 
weder die Fachleute noch die Richter sich einig, 
geschweige denn, dass der einzelne einkaufende 
Konsument immer die Möglichkeit hat, sich ein 
Urteil über die Preiswürdigkeit eines Artikels in 
der heutigen Zeit zu bilden. In jeden Laden einen 
Kontrollbeamten oder Landjäger zu stellen ist schon 
aus ökonomischen Gründen ausgeschlossen, denn 
wir brauchen in der Schweiz doch schliesslich auch 
noch Leute, die produzieren, und nicht nur solche, 
die nur kontrollieren. 

Solange der Handel oder andere Unterneh- 
mungen betrieben werden, um an Drittpersonen 
Profit zu erzielen — in den Vorkriegsjahren haben ja 
die Anhänger des herrschenden Manchestersystems 
ausdrücklich betont, allein die Absicht der (natür- 
lich möglichst hohen) Gewinnerzielung sei imstande, 
einen Handelsbetrieb oder ein sonstiges Unternehmen 
auf die Dauer zu sichern —, wird ein noch so 
strenges Konzessionssystem die Konsumenten nicht 
vor Ueberforderung schützen können. Zu einem 
ähnlichen Resultate gelangt anlässlich einer Be- 
sprechung von Walter Rathenaus wirtschaft- 
lichen Reformproiekten der bekannte deutsche Ge- 
nossenschafter Prof. Staudinger, der in einer 
Kritik der deutschen kriegswirtschaftlichen 
Massnahmen, bei denen ja das Konzessionssystem 
auch eine grosse Rolle spielte und noch spielt, 
schreibt («Konsumgenossenschaftliche Rundschau», 
1918, No. 33): 

«Das Handelsprinzip..., das auf dem 
teuersten Markt verkaufen will, das nur ver- 
sorgt, wenn es entsprechenden Ge- 
winn erhoffen kann, blieb im Mittel- 
punkt stehen; es bekam zwar zuvor gegen seine 
allzu wilden Flugtriebe ein wenig die Flügel 
gestutzt; im Wesen wurde es aber nur gegen 
seine eigenen Folgeerscheinungen 
gesichert, diesonstesselbst mitsamt 
dem Volke zuBoden geworfenhätten. 
So konnte es dennoch von Jahr zu Jahr gesteigerte 
Preise durchsetzen, und gerade eben dringen allseits 
wieder — Anmerkung des Verfassers: natürlich 
konzessionierte! — Handelsgesellschaften 
ein, die die Versorgungsorganisationen in ihrem 
Profitinteresse beherrschen.» 

Unserer Auffassung nach wird demgemäss die 
Konzessionspflicht des Handels, so wie sie von der 
Neuen helvetischen Gesellschaft und dem Mitarbeiter 
der «Züricher Post» postuliert wird, die ver- 
sprochenen und erwarteten Vorteile nicht bringen; 
der Ueberforderung können die Konsumenten prin- 
zipiell nur wehren durch eigenes initiatives Vor- 
gehen, durch Zusammenschluss zur Güter- 
beschaffungsgemeinschaft, wobei unter 
Beschaffung nicht nur der blosse Einkauf, 
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sondern auch, was noch wirksamer ist, die selb- 
ständige Produktion verstanden ist. 

Ueber den Wert und den Erfolg von Neuerungen, 
die in einem bestimmten Lande vorgeschlagen wer- 
den, muss man sich oft ein Urteil bilden aus den 
Erfahrungen, die an Orten gemacht wurden, wo 
eventuell solche Neuerungen bereits verwirklicht 
waren, und da genügt es vielleicht, wenn wir darauf 
hinweisen, dass dieso gerühmte Konzes- 
sionspflicht des Handels bereits seit 
Jahrzehnten in einem unserer Nach- 
barländer, nämlich in Oesterreich, exi- 
stiert. Würde die Konzessionspflicht des Handels 
die erwähnten Misstände verhindern können, so 
müssten folgerichtig solche Misstände gerade da am 
wenigsten ins Erscheinen treten, wo diese Kon- 
zessionspflicht nicht erst als Kriegskind eingeführt 
wurde. Schreiber dies hat vor Jahren im Kampfe 
um das bernische Handels- und Gewerbegesetz die 
österreichischen, auf die Konzessionspflicht des 
Handels zurückzuführenden, Zustände anhand 
authentischen Materials den bernischen Konsum- 
vereinen als warnendes Beispiel, was für Folgen die 
Einführung solcher einschränkender Vorschriften in 
der Schweiz haben könnte, geschildert und dabei 
ersehen können, wie mittelalterlich und fremdartig 
die Schilderung solcher Zustände unsere Schweizer- 
mitbürger angemutet hat. Der Krieg bietet nun 
Gelegenheit, die Konzessionspflicht des Handels in 
ihrem Heimatlande, in Oesterreich, an ihren Früchten 
zu erkennen. Wer nun aber authentisches Material 
aus Berichten österreichischer Konsumentenorgani- 
sationen und genossenschaftlicher Zeitungen über die 


Ernährungsverhältnisse, über die uns sogar heute 


noch absolut unglaubhaft vorkommenden Preis- 
gestaltungen und über das komplette Versagen des 
österreichischen konzessionierten Privathandels zu 
lesen erhält, dem graut direkt vor dem Vorschlage, 
dieses österreichische System auch in der Schweiz 
einzubürgern. Man komme uns nicht mit den Ein- 
wänden, in der Schweiz würden sich nicht die 
gleichen Folgen einstellen wie in Oesterreich. So- 
bald die Bedarfsartikel, hauptsächlich Lebensmittel, 
noch mehr abnehmen als bis heute, könnten ähnliche 
Zustände auch bei uns möglich werden. So leiden- 
schaftlich sich die Völker Europas heute bekämpfen 
und sich als verschiedener Art und verschiedenen 
Wertes ausgeben wollen, so gleichartig sind doch 
überall die Exzesse der Kriegsgewinnler — übrigens 
auch bei den Neutralen — und, wo die Gewinnsucht 
des Einzelnen nicht an der Selbsthilfe der Kon- 
sumenten eine Schranke findet, überschreitet die 
Preissteigerung iedes vernünftige Mass; selbst 
schützende Massnahmen des Staates, auch wenn ein 
solcher noch viel einheitlicher und zentraler organi- 
siert ist als wie unsere Schweiz, vermögen diesen 
unheilvollen Einfluss nicht zu bannen. 

Eine weitere Folge des Konzessionssystems 
haben sich dessen uninteressierte Befürworter 
jedenfalls nicht überlegt, nämlich die Schaffung neuer 
Monopolrechte. Solche Monopolrechte, und 
zwar sehr wertvolle, sind seit Kriegsausbruch in der 
Schweiz neu schon geschaffen worden, und zwar in 
Gestalt der sogenannten Kontingente, die so- 
wohl bei der Einfuhr (die für uns hier ausschliess- 
lich in Betracht fallen) wie bei der Ausfuhr (z. B. für 
Stickerei und Uhren) eine bestimmte Rolle spielen. 
Von der Möglichkeit, Waren in die Schweiz zu im- 
portieren, wurde in den ersten Monaten des Welt- 
krieges viel Gebrauch gemacht, und zwar sowohl 
von Firmen, die von altersher in der betreffenden 


Branche tätig waren, wie auch von Unternehmern, 
die mehr nur aus spekulativen Beweggründen sich 
erstmals mit diesem Warenimport befassten. Beim 
Wiederverkauf konnten grosse Gewinne realisiert 
werden, die speziell noch höher waren, wenn die 
betreffenden Waren ins Ausland abgesetzt werden 
konnten. Der mit solchen Waren betriebene Aus- 
fuhrhandel rief dann der Gründung von Kontroll- 
organisationen der beiden kriegführenden Gruppen, 
von denen für uns speziell die S.S.S. von Bedeutung 
ist. Letztere hatte das Recht und die Pflicht, die 
Einfuhr nach der Schweiz zu bewilligen und die Ver- 
teilung der Importe zu überwachen. Um bei der 
Verteilung der beschränkten Importmenge jegliche 
Willkür auszuschliessen, wurde dann von der Mit- 
gliederversammlung der S.S.S. beschlossen, dass 
alle Waren nur noch von den vor dem Kriege schon 
existierenden Firmen importiert werden dürfen, und 
zwar bei den kontingentierten Waren in dem Ver- 
hältnis, wie der Import des Einzelnen im Durch- 
schnitt der Jahre 1911/13 sich zum Gesamtimport 
verhalten hatte. Diese so festgelegten Kontingente 
der einzelnen Importeure — auch unser V.S.K. hat 
natürlich solche Kontingente, jedoch lange nicht 
unserm wirklichen Bedarf entsprechend, da wir 
unsern Umsatz seit 1911 vervielfacht haben — haben 
nun einen eigentlichen Monopolwert erlangt, um den 
uns z. B. die Einkaufsorganisation der Spezierer, die 
1911/13 noch nicht so weit entwickelt war, um eigene 
Importe durchzuführen, natürlich beneidet; die Ge- 
rechtigkeit erfordert übrigens zu erklären, dass sie 
in noch schärferer Weise gegen das auch von ihr 
so bezeichnete, ein Vermögen darstellende Import- 
monopol der (Grossisten Stellung nimmt. Der 
Wert dieser Importkontingente ist natürlich je nach 
der Branche verschieden, jedenfalls aber nicht gering 
zu schätzen. Wir haben von jeher den Standpunkt 
vertreten, dass die Kontingente nicht nach den zu- 
fälligen Importzahlen der Jahre 1911/13 bemessen 
werden sollten, sondern nach dem nachgewiesenen 
Bedarf, ohne jedoch mit unserer Ansicht durch- 
dringen zu können. Andererseits können wir natür- 
lich, trotz unserer prinzipiellen Abneigung gegen 
Monopole, solange der Import nicht freigegeben wird, 
auf unsere Kontingente nicht verzichten. Was nun 
hier in bezug auf Importwaren geschehen ist, wird 
sich nach allgemeiner Einführung des Konzessions- 
systems für alle Handelswaren der Schweiz ergeben: 
die Waffe, die den Konsumenten helfen sollte, würde 
sich schliesslich im Effekt gegen sie richten. 

Ein weiteres Moment, das gegen die Ausdehnung 
der Konzessionspflicht für Handelsbetriebe spricht 
ist die zunehmende Erschwerung und Verteuerung 
der einfachsten Vermittlungstätigkeit und damit im 
Zusammenhang eine unverantwortliche Kraft- und 
Zeitverschwendung, die mit allen diesen meist un- 
praktischen Massnahmen verbunden ist. Wir haben 
vor zwei Jahren in der Artikelserie «Probleme und 
Streitfragen aus dem Gebiete der heutigen Lebens- 
mittelversorgung» damals, als das Kartensystem in 
der Schweiz noch nicht eingeführt war, an Hand von 
Berichten deutscher Konsumvereine auf die grosse 
unproduktive, aber doch kostspielige Arbeit hinge- 
wiesen, die die Kontrolle der einzelnen Rations- 
marken nicht nur den Abgabestellen, sondern auch 
den Behörden der Gemeinden und der obern Verwal- 
tungskörper verursacht habe. Seither haben wir 
diese arbeit- und zeitfressende Tätigkeit auch 
kennen gelernt und wenn wir behaupten, dass heute 
in der ganzen Schweiz mehrere Tausende von Per- 
sonen mit nichts anderem beschäftigt sind, als diese 
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Rationenabschnitte zu kontrollieren und zu zählen, 
so gehen wir jedenfalls nicht zu weit. Leider sind ja 
nur die Brotkarten und Käsekarten so eingerichtet, 
dass sie an einer Stelle wenigstens nicht mehr 
gezählt, sondern nur noch gewogen zu werden 
brauchen. Eine ähnliche Kraftverschwendung, wenn 
auch bisher noch in geringerm Masse, zeigt sich nun 
heute auch da, wo bereits der Konzessionszwang 
existiert und die Konzession erlangt und nachher im 
normalen Geschäftsbetriebe verwertet werden soll. 
Anstatt ein für alle Mal von einer Zentrale aus den 
in Betracht kommenden Betrieben, speziell den Ver- 
braucherorganisationen oder deren Sektionen, die 
Vertriebsbewilligung zu erteilen, mussfürijieden 
neuen Artikel eine neue zentrale 
Amtsstelle errichtet, bei jeder dieser 
zentralen Amtsstellen jeweils eine 
neue separate Bewilligung nachge- 
sucht werden, unter Beilage eines 
Handelsregisterauszuges, einer Be- 
glaubigung durch die Gemeindebe- 
hörden und oft noch aller Fakturen 
aus den Jahren 1912 bis 1914. Welche Um- 
stände und unproduktive Unkosten die Erfüllung 
aller dieser Bedingungen, abgesehen von der trotz 
der heutigen Papierknappheit getriebenen Papier- 
verschwendung, mit sich bringt, kann nur der er- 
messen, der selbst schon solche Bewilligungen 
mehrfach einholen und dann mit den verschiedenen 
Zentralen arbeiten musste. Die der Postverwaltung 
verursachte Mehrarbeit bringt letzterer schliesslich 
ia ein Aequivalent in Gestalt von Mehreinnahmen, die 
zwar auch wieder den Konsum belasten, aber was es 
für einen Sinn haben soll, dass jede Konzessionsstelle 
in Bern ein vollständiges Verzeichnis von vielleicht 
10—20,000 und noch mehr Detailläden aus der 
ganzen Schweiz anlegen muss — nebenbei- führen 
selbstverständlich für die kantonalen Monopolartikel 
auch die Kantone und Gemeinden noch besondere 
Kataster — und dass oft neben der Bewilligung der 
eidgenössischen Kriegswirtschaftsstelle auch noch 
die Zustimmung der Gemeinde- und kantonaler Be- 
hörden eingeholt werden muss, ist vom Standpunkt 
einer rationellen und ökonomischen Kräfteverwen- 
dung aus nicht zu verstehen. 

Eigentlich sollten nun allerdings für Kon- 
sumentenorganisationen diese Erschwerungen bei 
der Konzessionserteilung nicht eintreten; entweder 
sollte ein für alle Mal die Vorschrift erlassen werden. 
dass Verbrauchervereinigungen entweder gar keiner 
Konzession bedürfen, was prinzipiell allein das 
Richtige wäre, oder dass ihnen eine solche unbedingt 
und ohne Weigerung gewährt werden müsse, Wie 
aus dem Leitartikel in Nr. 33 dieses Organs hervor- 
geht, ist diese Ansicht leider noch nicht in allen mass- 
gebenden Kreisen zu finden oder dann nur ausnahms- 
weise erst seit den letzten Tagen. Letzthin hat zwar 
ein Beamter einer neuen Kriegswirtschaftsstelle, als 
von uns mit ihm wegen Erlangung der Konzession 
über den betreffenden Artikel verhandelt wurde, 
offen erklärt: «Eigentlich brauchen Sie keine Kon- 
zession, Sie treiben ja keinen Handel.» Die Kon- 
sequenzen aus dieser richtigen Erkenntnis wagte er 
dann doch nicht zu ziehen. 

Immerhin müssen wir konstatieren, dass in 
letzter Zeit eine Bundesstelle eine Verfügung er- 
lassen hat, die unserm Standpunkte einigermassen 
gerecht zu werden versucht. Die Abteilung Land- 
wirtschaft des schweizerischen Volkswirtschafts- 
departementes hat nämlich in de Verfügung 


vom 27. August 1918 betreffend Versorgung 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


er: a 


365 


des Landes mit Gemüsen und Feld- 
erzeugnissen eine Bestimmung aufgenommen, 
die eine anerkennenswerte Einsicht in das Wesen 
unserer und ähnlicher Organisationen verrät. Diese 
Bestimmung (Absatz 2 von Art. 9) lautet nämlich: 
«Einkaufsorganisationen des priva- 
ten und genossenschaftlichen Detail- 
handels darf der Handel mit Gemüse 
nur mit Zustimmung der Abteilung 
Landwirtschaft des schweizerischen 
Volkswirtschaftsdepartementes un- 
tersagt werden.» Hier ist in negativer Form 
das ausgedrückt, was wir positiv als Forderung 
aufgestellt haben, und wenn die allge- 
meine Konzessionspflicht des Han- 
dels schliesslich in dieser Weiss einge- 
führt undangewendet würde und 
wenn speziell auch den kantonalen 
und Gemeinde-Organen positiv vor- 
geschrieben würde, dass sie den Ver- 
braucher-Organisationen, auch wenn 
solche erst seit Kriegsausbruch sich gegründet oder 
ihre Tätigkeit auf einen neuen Geschäftszweig aus- 
gedehnt haben, jedeverlangteKonzession 
erteilen müssen, könnte schliesslich der Kon- 
zessionszwang die Wirksamkeit der Konsumvereine 
und anderer Verbraucherorganisationen nicht 
weiter einschränken, als wie dies heute schon der 
Fall wäre. Selbstverständlich müsste diese Bedin- 
gung auch für heute noch nicht bestehende, aber in 
Zukunft etwa neu sich bildende Konsumentenorga- 
nisationen aufgestellt werden. 

Trotzdem es also denkbar ist, eine Lösung zu 
finden, welche die Konzessionspflicht des Handels 
in ihrer unmittelbar die Tätigkeit der Konsumvereine 
benachteiligenden Wirkung etwas abschwächen 
könnte, können wir aus prinzipiellen Gründen eine 
weitere Ausdehnung des Konzessionszwanges nicht 
begrüssen und werden in einem folgenden Artikel 
darzutun suchen, wie den Misständen, die den Ruf 
nach der Konzessionspflicht veranlasst haben, un- 
seres Erachtens nachhaltiger abgeholfen werden 
könnte, soweit überhaupt bei zunehmendem Waren- 
mangel von einer Abhilfe gesprochen werden kann. 


ey) 


„Eine schwere Enttäuschung“ 


will die schweizerische «Amaris»-Zentrale, deren 
Absichten wir in Nr. 27 des «Schweiz. Konsum- 
Verein» tiefer hängen mussten, erlebt haben. Nun 
ist die Enttäuschung bei der «Amaris» aber nicht 
etwa deshalb entstanden, weil wir sie als zweifel- 
lhafte Firma kennzeichneten, sondern aus — gegentei- 
ligen Gründen. Man darf wirklich die Unverfroren- 
heit bewundern, mit der die «Amaris»-Zentrale in 
einem zweiten Zirkular an die Konsumgenossen- 
schaften gelangt. Sie sagt nämlich von ihrem ersten 
Zirkular, das den Konsumverwaltern persönliche 
Vorteile in Aussicht stellte: 

«Der Zweck des Zirkulars war, wenigstens in 
einem Drittel der Schweiz. Konsumvereine einen 
Entrüstungssturm heraufzubeschwören, um, nach 
echt amerikanischer Geschäftsart vorerst die volle 
Aufmerksamkeit auf die Handelsmarke «Amaris» zu 
ziehen. Das heutige zweite Zirkular sollte dann 
aber unser erstes Offertenblatt als harmlosen Re- 
klame-Schachzug aufklären und damit auch der an- 
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fänglichen Entrüstung Ursache und Boden ent- 
ziehen! Statt der wenigstens 100 bis 200 bestimmt 
erwarteten Beschwerdeschreiben sind aber bis heute 
bloss zwei eingegangen, und zwar vom Konsum- 
verein in Landquart und von der Assoc. Cooperat. 
Svizzera di Consumo in Lugano, welche zwei Ge- 
nossenschaften hier zu ihrer Ehre lobend erwähnt 
werden. Auf eingegangene Bestellungen sind wir 
selbstverständlich gar nicht eingegangen, sondern 
senden an solche Adressen ebenfalls unser zweites 
Zirkular zur Aufklärung!» 

Aus Verwalterkreisen sind uns mehrere Zu- 
schriften zugegangen, die zeigen, dass die «Amaris»- 
Zentrale die richtigen Mittel gewählt hat, um bei den 
Konsumvereinen das Verdiente zu finden — ver- 


schlossene Türen. 
Sa) 


Die Kohlenversorgung 


ist in den letzten Tagen wieder Gegenstand von 
Zeitungserörterungen geworden, die sich in ver- 
schiedenen Richtungen bewegen Bekanntlich wurde 
am 24. August in unserem Verbandsorgan gerügt, 
dass sich in bezug auf die Kohleneindeckung für den 
Winter eine Zurückhaltung bemerkbar mache, die 
im Interesse der genossenschaftlichen Kohlen- 
vermittlung und im Interesse der Konsumenten zu 
bedauern sei, weil dadurch der Privathandel zum 
Nachteil der Konsumvereine begünstigt und die 
zweckmässige Versorgung in Frage gestellt werde. 

Für diese Auffassung lässt uns ein Korrespon- 
dent des «Grütlianer» wieder einen Abputzer zuteil 
werden, der sich nur aus der perversen Sucht des 
Blattes erklären lässt, alles, was im V.S.K. ge- 
schieht, herunterzumachen. Auch diesmal müssen 
Redensarten des Gegners den Mangel an Sach- 
kenntnis ersetzen. Er glaubt die Frage stellen zu 
s ollen, ob den Herren an der Spitze des V.S.K. in 
Basel nicht bekannt sei, dass die enorme Preiserhö- 
hung der Kohlen Tausende von Schweizerbürgern 
veranlasst hat, sich mit inländischem Brennmaterial 
zu versorgen (Holz, Torf und Inlandkohle), und dass 
die Torf- und Inlandkohlenausbeutung im laufenden 
Jahre gewaltig ausgedehnt worden ist, «so dass 
durch Vermehrung und Verbesserung dieser inlän- 
dischen Brennstoffe glücklicherweise verschiedene 
Millionen Schweizerfranken nicht über den Rhein 
wandern müssen.» 

Mit diesen Auslassungen zeigt der Korrespon- 
dent des «Grütlianer», wes Geistes Kind er ist. Von 
den inländischen Bemühungen für die Gewinnung 
von Heizmaterial kann man leider nur sagen, dass 
sie immer noch nicht imstande sind, den Mangel der 
durch die verminderte Einfuhr entstanden ist, auszu- 
gleichen. Wenn Tausende von Schweizer- 
bürgern sich einheimisches Brennmaterial ver- 
schaffen konnten, so will das noch nicht sehr viel be- 
deuten, wo Hunderttausende Heizmaterial 
bedürfen. Von einer «gewaltigen» Ausdehnung lässt 
sich leider nicht sprechen, wohl aber besteht die Tat- 
sache, dass die Schweiz immer noch unter dem 
Zeichen des Kohlenmangels steht und es begrüssen 
würde, wenn die Einfuhr noch eine’ Steigerung er- 
fahren könnte. Man müsste dann nicht neue Reduk- 
tionen in der Gaszuteilung und Eisenbahnbetrieb 
etc. befürchten. 

So oft der «Grütlianer» sich mit dem V.S.K. be- 
schäftigt, wird der Leitung des Verbandes jedes 
soziale Verständnis abgesprochen. Auch diesmal 


geht es nicht ohne eine solche Nebenleistung (oder 
soll es die Hauptsache sein?) ab. Es wäre dem An- 
griffe zu viel Ehre angetan, wenn wir uns nach 
dieser Seite hin mit ihm beschäftigen würden. Mit 
demagogischen Künsten lassen sich weder die Koch- 
herde noch die Heizöfen speisen, und deshalb muss 
es uns darauf ankommen, dass die Möglichkeit ge- 
geben wird, Heizmaterial zur Verteilung zu bringen, 
was durch die hohen Preise allerdings erschwert 
wird,aber durch Redensarten nicht erleichtert werden 
kann. Der Kohlenfrage kann heute, abgesehen von 
Erleichterungen, die von der Allgemeinheit hinsicht- 
lich des Preises geschaffen werden müssen, nur 
durch eine gute Verteilung etwas von ihrer 
Härte genommen werden. Weil wir diesen Umstand 
hoch einschätzen; weil wir die genossenschaftliche 
Mitwirkung bei der Verteilung als zweckmässig und 
nützlich erachten; weil die Konsumvereine nicht 
hinter den Privathandel zurücktreten sollen — des- 
halb liegt es uns sehr daran, dass durch rechtzeitige 
Bezüge das Möglichste in der genossenschaftlichen 
Kohlenversorgung erreicht wird. 

Dass unsere Mahnung, die Konsumvereine 
sollten alles tun, um die einmal erlangte Stellung in 
der Brennmaterialienvermittlung nicht zu gefährden 
und die Ausnützung ihrer Kontingente nicht den Ge- 
meinden zu überlassen, die dann entweder selbst die 
Verteilung übernehmen oder solche dem Privat- 
handel übertragen würden, berechtigt war, dass also 
ein aufrichtiger Freund der genossenschaftlichen Be- 
tätigung, als welchen wir allerdings den «Grütlianer» 
seit Jahren nicht mehr betrachten können, unsere 
Auffassung unterstützen muss, ergibt sich daraus, 
dass bereits Kräfte an der Arbeit sind, die nicht nur 
eine «Selbstausschaltung» der Konsumvereine bei 
der Kohlenvermittlung begrüssen, sondern die Kon- 
sumvereine sogar gegen deren Willen ausschalten 
wollen, wie dies aus einem Artikel der Berner Tag- 
wacht vom 21. August 1918 hervorgeht. Letztere 
erörtert nämlich die vom Basler Kongress geforderte 
Selbstversorgung mit Hausbrandkohle. 
Die ungeheure Steigerung der Kohlenpreise gegen- 
über 1914 mache es notwendig, dass ein Weg ge- 
sucht werde, «der für die breiten Schichten der Be- 
völkerung eine weitgehende Verbilligung des Heiz- 
materials bringt». Damit kann jedermann einver- 
standen sein, und es gibt bereits Beispiele, die diesen 
Weg näher bezeichnen. So gibt Baselstadt eine 
Kohlensubvention von Fr. 25.— (Notstandsberech- 
tigte) bis Fr. 12.50 (Nichtnotstandsberechtigte) auf 
den Kopf der Familienglieder. In dieser Leistung, die 
Nachahmung verdient, liegt eine wirksame Verbilli- 
gung der Kohle. Aber der Weg, den die Tagwacht 
andeutet, soll ein anderer sein: 

«Die Vorschläge des Basler Kongresses gehen 
also in der Richtung der Konkurrenzierung des 
Privathandels durch die Selbstversorger. Die 
Arbeiterschaft verlangt nichts weiteres als die 
Gleichstellung einer von ihr zu errichtenden Einfuhr- 
und Verteilungsstelle mit dem Privathandel.» 

Wie das gemeint: ist, ergibt sich aus der fol- 
genden Stelle der Berner Tagwacht: 

«Die Form der Ausführung wird zunächst vom 
Aktionskomitee zu bestimmen sein. Zwei Wege sind 
möglich. Die Arbeiterorganisationen können, ähnlich 
wie es in Dänemark geschah, eine eigene Einfuhr- 
stelle schaffen oder aber die Durchführung der Haus- 
brandversorgung einer Gemeinde oder einem zu 
diesem Zwecke zu errichtenden Zweckverband von 
grössern Gemeinden übertragen. Wir würden der 
Versorgung durch die Gemeinden aus praktischen 
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Gründen den Vorzug geben. Ansätze zur Lösung 
der Aufgabe sind bereits in den Gaswerken vor- 
handen. Diese Ansätze wären zu benützen, aus- 
zubauen, und so zugleich ein Stück praktischen 
(iemeindesozialismus zu verwirklichen.» 

Wenn oben von der Konkurrenzierung des 
Privathandels die Rede ist, so könnte man vermuten, 
dass die genossenschaftliche Vermittlung der Kohle 
ins Auge gefasst wird. Nun scheint aber eine ganz 
andere Auffassung zu bestehen, indem die Gemeinden 
die Verteilung besorgen sollen. «Aus praktischen 
Giründen», wird hinzugefügt. Man kann ein Freund 
des Gemeindesozialismus sein und braucht sich doch 
nicht der Meinung zu unterwerfen, die Gemeinden 
seien für die Versorgungswirtschaft die idealen Ge- 
biete. Wir haben während der Kriegszeit sehr oft 
gegenteilige Beobachtungen machen müssen und er- 
blicken eine Gefahr in dem Bestreben, die Gemeinden 
mit Aufgaben im Versorgungswesen zu überbürden. 
Die Gemeinden sind bald gezählt, in denen halbwegs 
zulängliche Vorbedingungen für die Ausübung solcher 
Funktionen vorhanden sind. Gerade in diesen Ge- 


meinden ist aber das Gewerkschaftswesen so er- - 


starkt, dass es die erwünschten Funktionen ausüben 
kann. Nur des Kommunalisierens wegen kommuna- 
lisieren, ist weder klug noch nützlich. Namentlich 
sollte man sich davor hüten, die Genossenschaften 
dort auszuschalten, wo man den Privathandel aus 
gewichtigen Gründen — die Bedingungen der 
Kohlenzechen sind hier massgebend — nicht aus- 
schalten kann. Die Tagwacht sagt ia selber, dass 
der Basler Arbeiterkongress in Würdigung der be- 
stehenden Verhältnisse darauf verzichtet habe, die 
Forderung des staatlichen Monopols zu erheben. 

Eine wirksame Hilfe in der Kohlenversorgung 
kann vorläufig nur auf dem Wege der Beitrags- 
leistung an die Verbraucher geleistet werden, und 
da haben es die Gemeinden ia in der Hand, ihren 
Einwohnern oder einem Teil derselben tüchtig unter 
die Arme zu greifen. Vom Umfange dieser Lei- 
stungen hängt es dann ab, ob man sie als soziale 
Taten bezeichnen darf. Wir sind ganz dafür, dass 
die Hilfsmöglichkeiten, die in den Gemeinden vor- 
handen sind, zur Anwendung gelangen, dagegen 
würden wir es als verkehrt erachten, wenn das 
Hauptgewicht auf die kommunale Verteilungsarbeit 
gelegt werden sollte, von der nicht sicher ist, ob sie 
der übernommenen Aufgabe zu genügen imstande 
wäre, 


Das Lob des „gesunden“ Sparens 


wird vom Bundesrat in der Botschaft zur 
neuen Kriegssteuer gesungen in folgenden Ausfüh- 
rungen: «Ein Vermögenszuwachs, der nicht die 
Folge eines eigentlichen Gewinnes, sondern die 
Folge der Einschränkung in den Ausgaben, 
also des gesunden Sparens, darstellt, soll 


nicht noch besonders besteuert werden. Der 
Staat hat ein hohes Interesse, die 
Spartendenzen, namentlich in den 


jetzigen Zeiten, nicht zu lähmen, son- 
dern zufördern!» 

Mit diesem Lob des Sparens lässt sich allerdings 
die Heranziehung der Ersparnisse auf dem Waren- 
einkauf durch die Konsumvereinsmitglieder nicht 
ganz vereinbaren! Oder sollte der Bundesrat etwa 


das «konsumgenossenschaftliche Spa- 
ren» als ein«ungesundes Sparen» ansehen? 
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Ein Vereinsjubiläum. 


(Korrespondenz.) 


Das laufende Jahr ist für den Allgemeinen 
Konsumverein Herisau von besonderer Be- 
deutung, denn er kann auf eine erspriessliche 50jäh- 
rige Wirksamkeit zurückblicken. Laut Beschluss der 
letztiährigen Generalversammlung wurde der Ver- 
waltung der Auftrag erteilt, dieses Ereignis in der 
Generalversammlung von 1918 durch eine beschei- 
dene Feier zu begehen und eine Festschrift heraus- 
zugeben, welche die Mitglieder über die Gründung 
und Entwicklung des Vereins von 1868—1918 orien- 
tieren und belehren soll. Dieser Jubiläumsbericht ist 
soeben, 68 Seiten stark, im Druck erschienen; er 
wird iedem der über 2100 -Mitglieder zugestellt und 
hoffentlich von jedem derselben mit dem wohl- 
verdienten Interesse gelesen werden. Es ist dem 
Verfasser dieser Denkschrift, Herrn Kantonsrat 
A. Allenspach, Präsident des Allgemeinen Konsum- 
vereins, gelungen, den Werdegang dieser Genossen- 
schaft in kurzen, prägnanten Zügen und in schlichter, 
anschaulicher Weise den Mitgliedern vor Augen zu 
führen, wofür ihm gewiss allseitig Dank und An- 
erkennung gezollt wird. 

Wir erlauben uns, diese Festschrift nachstehend 
auch in diesem Blatt in möglichster Kürze zu skiz- 
zieren und glauben damit dem Konsumvereinswesen 
einen kleinen Dienst zu erweisen. Die Gründung des 
Allgemeinen Konsumvereins Herisau 
fand am 12. Januar 1868 unter dem Namen «Kon- 
sumgesellschaft Herisau» in Form einer 
Aktiengesellschaft statt. Sofort nach Gründung der 
Gesellschaft und Wahl des Vorstandes traten der- 
selben 50 Anwesende als Aktionäre mit 158 Aktien 
ä 10 Fr. bei. Es wurde beschlossen, vorerst nur 
1 Verkaufslokal zu eröffnen und folgende Waren zu 
vermitteln: Brot, Mehl, Gsödwaren, Teigwaren, 
Kaffee, Seife, Petroleum, Zucker, Butter und Am- 
lung. Das erste Lokal wurde also schon am 1. Fe- 
bruar am Obstmarkt eröffnet und der erste Verkaufs- 
tag brachte eine Einnahme von Fr. 200.—. Das erste 
Rechnungsiahr brachte einen Vorschlag von Fr. 1100 
und es wurde davon den Aktionären ein Zins von 5% 
ausgerichtet. Dieser günstige Rechnungsabschluss 
hatte zur Folge, dass die Nachfrage nach Konsum- 
Aktien derart gross war, dass die Verwaltung be- 
schloss, die Zahl derselben dürfe 400 nicht über- 
schreiten. Der Rechnungsüberschuss wurde den 
Aktieninhabern gutgeschrieben, und so kam es denn, 
dass die Aktien bald zu Fr. 15.— und 1872 gar zu 
Fr. 20.— verzinst wurden. Später wurde der Zins 
auf 5% normiert und ein Ueberschuss zum Betriebs- 
kapital geschlagen. Schon 1869 wurde die Errichtung 
von 2 Verkaufslokalen beschlossen. Der Umsatz 
nahm von Jahr zu Jahr in erfreulicher Weise zu, 
und ein Reservefonds konnte angelegt und gespiesen 
werden. 1877 erfolgte schon der Ankauf einer 
eigenen Liegenschaft zum «Nussbaum». Im gleichen 
Jahr wurde die Ausrichtung einer Dividende an die 
Mitglieder nach Massgabe ihres Warenbezuges be- 
schlossen und eine kräftige Aeufnung des Reserve- 
fonds ins Auge gefasst. Ueber das zweite Dezennium 
der Vereinstätigkeit sind nur spärliche Aufzeich- 
nungen vorhanden, und 1885 erschien zum ersten- 
mal ein gedruckter Geschäftsbericht. 1880 musste 
die Gesellschaft zum erstenmal eine Steuer von 
Fr. 115.40 entrichten. Am 25. September 1887 wurde 
die Aktiengesellschaft in eine Genossenschaft um- 
gewandelt, und mit Dank ist derienigen Männer zu 
gedenken, welche vor 30 Jahren den Verein einer 
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gedeihlichen Entwicklung entgegenführten, den 
(Grundstein zur heutigen blühenden Genossenschaft 
legten. Gleichzeitig erfolgte auch die Anregung zur 
Gründung eines Verbandes schweizerischer Konsum- 
vereine, und unsere Genossenschaft war eine der 
ersten, welche den Beitritt zu diesem Verbande er- 
klärte und damit zu den Gründern dieses Verbandes 
gezählt werden darf. Seither ist der Verein ein 
treues und gutes Verbandsmitglied geblieben. Vom 
dritten Jahrzehnt der Genossenschaft ist nur wenig 
zu melden. Dieselbe nahm eine erfreuliche Entwick- 
lung sowohl bezüglich Zunahme der Mitgliederzahl 
als des Warenumsatzes. 1892 wurde eine Suppen- 
anstalt errichtet, um damit der ärmeren Bevölkerung 
die Wohltat einer billigen Nahrung zu sichern. Die 
neue Institution erfreute sich einer gewaltigen Fre- 
quenz und entwickelte sich in wenigen Jahren zur 
eigentlichen Volksküche, welcher sich dann bald 
auch eine Kochschule angliederte, welche die auf sie 
gesetzten Hoffnungen in vollem Masse erfüllte. In- 
folge bedeutender Defizite und weil inzwischen 
bessere Verdienstverhältnisse eingetreten, wurde die 
Volksküche 1903 aufgehoben, die Kochschule aber 
von der Gemeinde übernommen und bis zur Stunde 
fortgeführt. Mit der Volksküche und der Volks- 
kochschule ist also der Allgemeine Konsumverein in 
ehrender Weise verknüpft. 

Der nächste Zeitabschnitt führt uns in die neuere 
Geschichte der Genossenschaft ein, welche eine stille 
Periode genannt werden kann, obwohl es der Ver- 
waltung an vielseitiger Arbeit nicht fehlte. 1895 
wurde der Verwaltung von der Generalversammlung 
der Auftrag zum Ankauf des prächtigen Privatsitzes 
«zum Pfauen» erteilt und darin dann mustergültige 
Laden- und Bureaulokalitäten errichtet, die der be- 
treffenden Gasse zur Zierde gereichen. 

Das letzte Jahrzehnt trägt den Stempel eines un- 
gewöhnlichen Fortschrittes an sich. Eine einlässliche 
Prüfung über die Einführung des Gemüsehandels 
ergab ein negatives Resultat; das gleiche Resultat 
ergab die Untersuchung über Einführung des Fleisch- 
und Wursthandels. 1911 beschloss die (General- 
versammlung die Gründung eines Krisenfonds zur 
Unterstützung in Not geratener Mitglieder, und 1917 
wurde der Zins des Obligationenkapitals von 4'2 auf 
5% erhöht, worauf dem Verein bedeutende Geld- 
summen zur Verfügung gestellt wurden, ein Zeichen 
des Vertrauens auf seine Solidarität. Ein Angebot 
auf Uebernahme einer Metzgerei wurde ablehnend 
beschieden. Im November 1917 wurde auf Anregung 
unserer Verwaltung ein Verband appenzellischer 
Konsumvereine gegründet, welcher ein wichtiges 
Bindeglied zwischen unsern Konsumvereinen bilden 
wird. 1912 bildet einen Markstein in der Entwick- 
lung unserer Genossenschaft, indem die Erstellung 
eines grossen Geschäftshauses und einer Bäckerei 
beschlossen wurde. Diese Gebäulichkeiten wurden 
im Januar 1914 bezogen und kosteten im ganzen 
Fr. 391,526.—. Sie gereichen sowohl der Genossen- 
schaft als ihren Erstellern, den Herren Architekten 
des Verbandes schweizerischer Konsumvereine, zur 
Ehre. Mit der Errichtung einer eigenen Bäckerei 
ging der Verein zur Eigenproduktion über. Die 
vorerwähnten zwei Verkaufslokale genügten dem 
Verein selbstverständlich bald nicht mehr. 1878 
wurde in Schwellbrunn, im gleichen Jahre auch in 
Schönengrund, 1879 in der Säge, Herisau, 1882 in 
Urnäsch, 1885 im Oberdorf Herisau und in der Mühle 
Herisau, sowie in der Steinweid, und 1889 in Wald- 
statt je ein Verkaufslokal errichtet, so dass der 
Verein heute 9 Filialen besitzt. 
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Damit haben wir in kurzen Zügen den Werde- 
gang unserer Genossenschaft skizziert. Der Verein 
hat seit seinem Bestande Fr. 75,113.— an Gemeinde- 
und Staatssteuern bezahlt, ohne Berechnung der 
Steuern für den Kleinverkauf. Einer tabellarischen 
Zusammenstellung entnehmen wir noch folgende An- 
gaben. Die Mitgliederzahl stieg vom Jahre 1875 bis 
heute von 139 auf 2120, der jährliche Umsatz von 
Fr. 39,976.— auf Fr. 728,163.—, die Summe, die zur 
Rückvergütung berechtigt, von Fr. 16,277. auf 
Fr. 312,942.—, die ausbezahlte jährliche Rückver- 
gütung von Fr. 972.— auf Fr. 26,176.— und der 
Reservefonds von Fr. 867.— auf Fr. 60,700.—. Der 
gesamte Umsatz beträgt Fr. 10,456,143.—, davon 
waren rückvergütungsberechtigt Fr. 7,817,806.— und 
es wurden hiefür den Mitgliedern Fr. 727,829.— an 
Rückvergütungen ausgerichtet. Diese Zahlen zeugen 
von dem überaus erfreulichen Erfolg unserer Ge- 
nossenschaft, und es ist nur zu wünschen, dass 
sich dieselbe auch in Zukunft weiterhin entwickle, 
wachse und blühe. 


Das seit dem 


Seetranspert mit freiem Geleite. 
24. April dieses Jahres bestehende Abkommen, ge- 
mäss welchem alle mit Getreide und andern unent- 
behrlichen Lebens- und Futtermitteln für die Schweiz 
beladenen Schiffen freies Geleite geniessen, sofern 


sie nach Cette oder nach einem neutralen Hafen 
fahren und die vereinbarten äussern Erkennungs- 
zeichen tragen, hat auf Grund neuer Vereinbarung 
zwischen der schweizerischen und der deutschen 
Regierung eine wichtige Erweiterung erfahren. 
Während bisher ausser Getreide nur eine beschränkte 
Zahl von Artikeln, insbesondere Monopolwaren den 
Vorteil der Beförderung mit freiem Geleite genossen, 
lıat die deutsche Regierung in entgegenkommender 
Weise eingewilligt, das Freigeleite nunmehr auf alle 
wichtigen Nahrungs- und Genussmittel sowie auch 
für die hauptsächlichen industriellen Roh- und Hilfs- 
stoffe auszudehnen. Die Waren, die von nun an mit 
Freigeleite nach Cette verschifft werden können, 
sind folgende: Getreide aller Art, wie z.B. Weizen, 
Roggen, Hafer, Gerste, Lais und Umwandlungspro- 
dukte von Getreide, wie Mehl, Gries, Grüze, Hafer- 
flocken, Teigwaren, Malz, Müllereiabfälle, Reis in 
Hülsen, enthüllt oder fertig bearbeitet, sowie Mahl- 
und Umwandlungsprodukte von Mais, Tapioka, 
Zucker, roh oder raffiniert in jeder Form, Kraftfutter- 
mittel, Oelkuchen ieder Art, andere Rückstände der 
Oelgewinnung, Johannisbrot, Rübenabfälle, Hülsen- 
früchte, wie z.B. Bohnen, Erbsen, Linsen, sowie 
Mahl- und Umwandlungsprodukte von Hülsen- 
früchten, Buchweizen, Erdweizen, Hirse. Manioka, 
Petrol und Benzin, Alkohol, Speisefette, Speiseöle, 
Oelfrüchte, Oelsamen, technische Oele und Fette, 
Harze und Wachse, Gemüse, Früchte, frisch und ge- 
trocknet, Kartoffeln, Kartoffelmehl, Kaffee, Thee, 
Kupfervitriol, Phosphate, Rohbaumwolle, Rohwolle, 
Ross- und Büffelhaare, Häute, Felle, Leder, vegeta- 
bilische Gerbstoffe, Kakaobohnen, Tabak, Gummi, 
Kautschuk und Gutapercha. 


Amerikanermehl. Durch eine Verfügung des 
Schweizer. Militärdepartements wird das bisherige 
Mischmehl aus Reis, Mais und Amerikanermehl vom 
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1. September ersetzt durch blosses Amerikanermehl, 
das vom eidgenössischen Brotamt den Mühlen abge- 
liefert wird, die dieses Amerikanermehl abzubeuteln 
und fachgemäss zu einem einheitlichen Backmehl zu 
mischen haben. Wegen der bedeutenden Qualitäts- 
unterschiede, die das Amerikanermehl aufweist, wird 
bis auf weiteres von der Aufstellung eines Typ- 
musters für das fertige Backmehl Umgang genom- 
men. Das den Mühlen zugewiesene Amerikaner- 
mehl darf nur zur Herstellung von vorschriftsge- 
mässem Backmehl verwendet werden, soweit nicht 
durch besondere Verfügung etwas anderes bestimmt 
wird. Die Höchstverkaufspreise bleiben die bis- 
herigen. Damit der Uebergang vom bisherigen Brot 
zum Brot neuer Zusammensetzung möglichst rei- 
bungslos sich vollzieht, wird gestattet, Vorräte an 
altem Mehl nach und nach vermischt mit neuem auf- 
zubrauchen, 


Beschlagnahme der Rosskastanien. Laut Ver- 
fügung des Volkswirtschaftsdepartements wird die 
gesamte Ernte an Rosskastanien des Jahres 1918 zu 
Handen des Bundes beschlagnahmt. 


Allgemeines Ausiuhrverbot der Schweiz. Der 
Bundesrat hat einen Beschluss gefasst, durch den die 
Ausfuhr sämtlicher Waren aus der Schweiz nach dem 
Auslande verboten ist. Das Volkswirtschaftsdepar- 
tement wird ermächtigt, unter Berücksichtigung der 
Landesinteressen und unter den von ihm festzu- 
setzenden Bedingungen allgemeine oder besondere 
Ausfuhrbewilligungen zu erteilen. Diese Befugnis 
kann von ihm an Organe des Departements über- 
tragen werden. Der Beschluss tritt am 5. September 
1918 in Kraft. Das Volkswirtschaftsdepartement und 
das Zolldepartement sind mit dessen Vollziehung be- 
auftragt. 


Obstkontrolle und Obstpreise. Auf Ansuchen 
des schweiz. Volkswirtschaftsdepartements hat das 
Eisenbahndepartement beschlossen, dass ab 1. Sep- 
tember 1918 auf den schweizerischen Transport- 
anstalten Sendungen von Aepfeln, Birnen, Zwetsch- 
gen und Kastanien im Gewichte von über 100 kg 
brutto nur gegen Vorweisung einer vom schweiz. 
Volkswirtschaftsdepartement ausgestellten Trans- 
portbewilligung, die nur für je einmal Gültigkeit hat, 
zur Beförderung gelangen. 

Die Zentralstelle hat in Verbindung mit einem 
Ausschuss der eidgenössischen Kommission für Obst- 
versorgung und im Einverständnis mit der Abteilung 
für Landwirtschaft für frisches Obst bis auf weiteres 
folgende Normalpreise festgesetzt: Mostobst, Aepfel 
und Birnen Fr. 19.—, Birnen zum Dörren, Auslese 
Fr. 23.—, Wirtschaftsobst zum Kochen und Dörren 
gepflückt Fr. 25.—, Tafelobst Herbstsorten Fr. 30.—, 
Grafensteiner, Auslese Fr. 40.—. Die Preise ver- 
stehen sich für Produzenten pro 100 kg franko Ver- 
ladestation. Die Produzenten werden ausdrücklich 
darauf aufmerksam gemacht, dass der Verkauf von 
Obst nur an Inhaber einer Einkaufsbewilligung ge- 
stattet ist, ausgenommen der Verkauf von Tafel- und 
Kochobst an die bisherige Kundschaft für die nor- 
malen Bedürfnisse des eigenen Haushaltes und den 
Detailverkauf auf Marktplätzen. 


Preis und Rationierung des Notstands-Petrols. 
Das schweiz. Volkswirtschaftsdepartement hat die 
Kantonsregierungen in einem Kreisschreiben über 
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den Preis und die Rationierung des Notstandspetrols 
informiert. Mit Rücksicht auf die fortgesetzt stei- 
genden Ankaufspreise sieht sich das Departement 
gezwungen, den Preis für Petrol ab 1. September 
im Detailverkauf auf 90 Rappen per Liter anzusetzen. 
Ab 1. September beträgt der Notstandspreis 60 Rp. 
per Liter. Der Bund gewährt den Kantonen für den 
Liter, des an Berechtigte abgegebenen Petrols von 
1. September an eine Rückvergütung von 15 Rappen 
(früher 13 Rappen), unter der Bedingung, dass die 
Kantone oder die Kantone und Gemeinden 9 Rappen 
(früher 7 Rappen) zur Verbilligung beifügen. Die 
Menge des zu ermässigtem Preis abzugebenden Pe- 
trols beträgt monatlich für Alleinstehende und für 
das Familienhaupt höchstens 1 Liter, für jedes wei- 
tere Glied der Familie höchstens 0,5 Liter. 


Schweizerwoche 1918. Eben veröffentlicht das 
Sekretariat des Schweizerwoche-Verbandes die 
Teilnehmerbestimmungen für die diesjährige Schwei- 
zerwoche, die vom 5.—20. Oktober stattfinden wird. 
Es geht daraus das Bestreben hervor, möglichste 
Sicherheit zu schaffen, dass diese nationalwirtschaft- 
liche Veranstaltung nur dem echten Schweizer- 
erzeugnis zugute kommt. Das Schweizerwoche- 
Plakat hatGarantiecharakter, indem es zum Ausdruck 
bringt, dass der betreffende Geschäftsinhaber sich 
schriftlich dazu verpflichtet hat, in den Schaufenstern, 
in denen das Plakat angebracht ist, ausschliesslich 
Schweizerwaren auszustellen. Die Teilnehmer an 
der Schweizerwoche verpflichten sich zur Unter- 
lassung jeder Vorkehrung, die eine missbräuchliche 
Ausnützung der Schweizerwoche bedeutet, wie 
z. B. Ausverkäufe, Verbindung von Schweizer- 
emblemen mit nicht schweizerischen Waren etc. Es 
anerkennen auch die Teilnehmer das Kontrollrecht 
darüber, ob die ausgestellten Waren in der Schweiz 
hergestellt oder in der Schweiz eine wesentliche 
Verarbeitung erfahren haben. Die Aufnahme der 
Teilnehmer wird dieses Jahr ausschliesslich durch die 
Schweizerwoche-Komitees, die in jedem Kanton be- 
stehen, erfolgen. 

Auf diese Weise wird erreicht werden, dass die 
Schweizerwoche ein wirksames Mittel bildet, Er- 
zeugnisse industriellen Könnens und gewerblichen 
Fleisses weitesten Kreisen zur Kenntnis zu bringen 
und sie auf die nationale Pflicht zur Anerkennung 
vollwertiger wirtschaftlicher Leistungen aufmerk- 
sam zu machen, 


Papiereinsparung. Das Papier gehörte früher 
zu den Produkten, deren Verbrauch nur durch den 
Willen zur Sparsamkeit begrenzt war. Nun hat der 
Krieg nach und nach einen Mangel geschaffen, der 
auch in der Schweiz zu einer gewissen Rationierung 
führte, was aber noch nicht genügt, jedem über- 
flüssigen Verbrauche vorzubeugen. Um das zu er- 
reichen, bedarf es der Mitwirkung grosser Kreise, 
wenn nicht des ganzen Volkes. Dass die Papierein- 
sparung eine Volkssache sein sollte, beweist die Be- 
deutung des Produktes für die schweizerische Volks- 
wirtschaft. Man darf es begrüssen, dass das schwei- 
zerische Volkswirtschaftsdepartement durch einen 
Aufruf an alle Papierverbraucher 
des Landes zur freiwilligen Papier- 
einsparung das Verständnis dafür wecken wilt, 
was der Papierverbrauch angesichts des Mangels 
an Kohle und Holz bedeutet. Um diesem Appel auch 
in unseren Kreisen zur Beachtung zu verhelfen, 
wollen wir ihm einige Mitteilungen entnehmen. 
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Für die Erzeugung eines Kilogramms Papier 
wird durchschnittlich 1 kg Kohle gebraucht (für 
qualitativ höherwertige Papiere mehr, für Zeitungs- 
papier weniger). Ausserdem braucht es für 1 kg 
Papier durchschnittlich noch */, kg Holz, was einen 
Jahresbedarf von 300,000 Ster ausmacht. Die 
Jahresproduktion der schweizerischen Papier- und 
Pappenfabriken betrug im (Geschäftsiahr 1915/16 
zirka 70 Millionen kg Papier und 15 Millionen kg 
Pappe. Wenn wir also durch blosse Vermeidung 
aller überflüssigen Verwendung von Papier und 
Pappen nur "/, hiervon einsparen, so erübrigen wir 
damit 17 Millionen Kilogramm Kohle und 60,000 Ster 
Holz, was zusammen an Brennwert 25,000 Tonnen 
Kohle entspricht. Dieses Quantum würde aus- 
reichen, um den Brennstoffbedarf von über 10,000 
Familien zu 5 Köpfen, also von über 50,000 Personen 
für die ganze Heizperiode zu decken. Würde das 
gleiche Quantum Kohle, das durch diese Papierein- 
sparung frei wird, den schweizerischen Bundes- 
bahnen zufliessen, so könnten sie ausschliesslich mit 
diesem Quantum ihr gesamtes Netz 25 Tage lang 
alimentieren. 

Aus diesen Angaben muss allen Papierverbrau- 
chern zum Bewusstsein kommen, wie sehr sie im 
Interesse des Volkes handeln, wenn sie Papier ein- 
sparen helfen. Der Bundesrat ging mit gutem Bei- 
spiel voran, indem er seine sämtlichen Dienstzweige 
anwies, die Papiereinsparung energisch durchzu- 
führen. Die beste Ausnützung des Pa- 
piers muss oberster Grundsatz wer- 
den. Es darf keine unbeschriebenen Blätter, keine 
sog. Respektbogen mehr geben. Die Briefformate 
sollen verkleinert und die bessern Papiere beid- 
seitig beschrieben werden. Auch bei den Druck- 
sachen soll jede mögliche Reduktion der Formate 
unter Vermeidung leerer Seiten stnttfinden. 

Im weitern aber soll die Einschränkung 
desnichtverarbeiteten Papiers über- 
haupt zur Regel werden. In dieser Bezie- 
hung wird bei vielen Produkten des Guten ent- 
schieden zu viel getan, wenn innerhalb der Re- 
klamepackung die Ware noch ein- bis zweimal um- 
hüllt ist. Ganz besonders gilt dies dann aber für 
das Einwickeln solcher Waren, welche bereits eine 
Verpackung oder Umhüllung haben, wie alle Schach- 
teln (z. B. mit Schuhen, Stoffen, Teigwaren, Kon- 
fiserien, Zigaretten usw.); Kistchen jeder Art; Kon- 
serven- und andere Büchsen, Schokoladen; alle 
Flaschen ohne öligen Inhalt usw. In Lebensmittel- 
handlungen, Warenhäusern, Kaufläden jeder Art, 
Apotheken und Drogerien, aber auch in Buchhand- 
lungen, Eisenwarengeschäften, kurz fast überall, 
lassen sich hier grosse Mengen Papier einsparen. 

Viel zu wenig Beachtung wird dem Abfall- 
papier geschenkt. In jeder Haushaltung, um so 
viel mehr aber in grösseren Geschäftsbetrieben, 
sind grosse Mengen an Makulatur (alte Zeitungen, 
alte Briefschaften, alte Bücher, Hefte, Akten usw.) 
vorhanden, welche ein unentbehrliches Rohmaterial 
für die schweizerischen Pappenfabriken darstellen, 
an welchen aber heute, trotz der höhern Preise für 
dieses Altpapier, eine absolut ungenügende Zufuhr 
besteht. In allen grösseren Ortschaften sind 
Firmen, welche die Bewilligung zum Sammeln von 
Altpapier besitzen (die Bewilligung wird im übrigen 
von der Rohproduktenkontrolle in Basel -erteilt). 
Alles dieses Abfallpapier sollte heute unbedingt ver- 
kauft werden. Da die Heizkraft des Papiers eine 
gänzlich unbedeutende ist, kommt jedes Verbrennen 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


No. 36 


von solchem Material einer Verschleuderung von 
Werten gleich. 

Es ist sehr zu wünschen, dass die Papiereinspa- 
rung das höchstmögliche Mass erreicht, damit ein 
hoher volkswirtschaftlicher Nutzen erzielt werden 


kann. 
| Aus der Praxis 


Ladenpersonal und Krankheitsfälle. 


Die herrschende Grippe-Epidemie setzt auch 
da und dort dem Ladenpersonal in ganz scharfer 
Weise zu. Verwunderlich ist dies keineswegs, wenn 
man bedenkt, welche Intensität der Ladenverkehr 
zuweilen annimmt, wie viele Leute ein- und aus- 
gehen, wo jeden Tag unzählige Fragen zu stellen und 
nicht minder Antworten zu erteilen sind. Dazu 
kommt die ausserordentliche Belastung mit den 
Rationierungswesen, Höchstpreisen und Notstands- 
preisen. Nicht selten sind die Fälle, wo im gleichen 
Laden das halbe bis ganze Personal von der Grippe 
befallen wird. Für die Verwaltungen sind das 
schwierige Momente. Die Konsumenten wollen be- 
dient sein und nehmen zuweilen wenig Rücksicht 
auf die kritischen Verhältnisse. 

Was in solchen Fällen ausserordentlich er- 
schwerend in der Dienst-Erledigung wirkt und den 
Betrieb fast paralysiert, das ist das zuweilen ganz 
ungenügende Anschreiben der Verkaufspreise an 
Schubladen, Behältern, Fässern, Kisten, Säcken. 
Wir wissen aus Beobachtung, dass sich mancher 
Verkäufer und manche Verkäuferin rühmt, dass sie 
alle Verkaufspreise im Kopfe hätten, also auswendig 
wüssten und es nicht nötig hätten, die Preise anzu- 
schreiben. Das heissen wir Prahlhanserei, deren 
üble Folgen die Konsumenten und die Betriebe zu 
tragen haben und zuweilen auch dieses übel bera- 
tene Personal selbst. Die Ladenmanki sind nicht 
selten eine direkte Folge davon. Da es unmöglich 
ist, für alle Fälle geeignetes Aushilfspersonal 
zu finden, so gibt es aus diesen und obigen Gründen 
keinen bessern Rat an die Verwaltungen als den, 
dafür zu sorgen, dass die Artikel konsequent durch- 
gehend mit den Verkaufspreisen versehen werden. 

Wird dieser Rat befolgt, so ist schon viel ge- 
wonnen. 

Ein weiterer Punkt, welchem mehr Aufmerk- 
samkeit geschenkt werden sollte, das ist für mittlere 
und grössere Genossenschaftsbetriebe die Organi- 
sation eines Vorwägzimmers, aus welchem im Not- 
falle Ersatzpersonal für den Ladenbetrieb herbei- 
gezogen werden kann. Ein Vorwägzimmer gestaltet 
sich bei richtiger Organisation rentabel und sollte 
bei Betrieben mit Umsätzen von Fr. 500,000.— an 
nicht fehlen. 

Der Ablösungsdienst ist stets eine kostspielige 


Sache; demgemäss empfiehlt es sich auch, die- 
jenigen Massnahmen zu treffen, welche dem Be- 
triebsinteresse förderlich sind. Argus. 
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Arogno. Der Umsatz belief sich im Jahre 1917 auf Franken 
130,118.30, Fr. 27,384.90 mehr als im Vorjahre. Auf ein Mit- 
glied entfällt im Durchschnitt ein Bezug von Fr. 600.85. Der 
Reinüberschuss beziffert sich auf Fr. 2100.72. Den Mitgliedern 
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werden Fr. 1153.65 (1% der eingeschriebenen Bezüge von 
Fr. 115,365.—) rückerstattet, Fr. 418.— dem Reservefonds zu- 
gewiesen und Fr. 529,07 auf der Liegenschaft abgeschrieben. Die 
vor Ermittlung des Reinüberschusses vorgenommene Abschrei- 
bung auf den Mobilien macht einen Betrag von Fr. 478.— aus. 
Ferner‘ wurden auf die Barverkäufe Fr. 3381.95 Skonto ge- 
währt. Die Broterzeugung bezifferte sich auf 60,328 kg im 
Werte von Fr. 42,115.57. Die Mitgliederzahl nahm um 2 zu 
und belief sich am Schlusse des Jahres auf 192. Die Bilanz 
per 31. Dezember 1917 setzt sich nach Verteilung des Rein- 
überschusses zusammen wie folgt: Kasse Fr. 1154.87, Konto- 
korrentguthaben Fr. 6411.20, Warenvorräte Fr. 18,000.55, Mo- 
bilien Fr. 2000.—, Wertschriften Fr. 810.—, Vorräte in der 
Bäckerei Fr. 1694.93, Liegenschaft Fr. 27,664.13, Kontokorrent- 
schulden Fr. 5752.13, Anteilscheine Fr. 19,438.07, Reservefonds 
Fr. 9543.93, Hypotheken Fr. 17,700.—, Reserve für allfällige 
Verluste auf italienischem Geld Fr. 147.90, Wechselschuld an 
den V.S.K. Fr. 4000.—, Rückvergütungen Fr. 1153.65. 


Horgen. Die Zahl der Kunden der Allgemeinen Konsum- 
genossenschaft Horgen stieg im Verlaufe des Rechnungsjahres 
1917 von 927 auf 1014. Von diesen Kunden sind gleichzeitig 
auch Mitglieder 616 am Schlusse gegenüber 609 am Anfang des 
‚Jahres. Der Umsatz belief sich auf Fr. 720,116.53, das heisst 

r. 210,048.59 bezw. 41% mehr als im Vorjahre. Der Bestand 
der Einlagekasse nahm um Fr. 13,426.20, das Obligationen- 
kapital um Fr. 7080.— zu. Die Zahl der Angestellten betrug am 
Schlusse des Jahres 18, Vom Umsatz entfallen Fr. 393,759.56 
(Fr. 282,086.72 im Vorjahre) auf Spezereiwaren, Fr. 122,114.52 
(Fr. 87,059.47) auf Brot, Fr. 110,242.45 (Fr. 69,621.75) auf Fleisch, 
Fr. 49,252.85 (Fr. 40,808.—) auf Manufaktur- und Fr. 44,747.15 
(Fr, 30,492. —) auf Schuhwaren. Auf den Gebäuden wurden 
Fr. 6000.—, auf den Mobilien Fr. 4076.— abgeschrieben. Vom 
Reinüberschuss in der Höhe von Fr. 30,748.53 fliessen 1500 Fr. 
dem Reservefonds zu, Fr. 29,000.— (6%) erhalten die Mit- 
glieder, Fr. 200.— werden vergabt und Fr. 48.53 auf neue Rech- 
nung vorgetragen. Der Reservefonds beläuft sich nun auf 
Fr. 14,000—. Weitere Betriebsmittel sind die Lieferanten- 
schulden (Fr. 158,688.20), die Kontokorrentschulden (Fr. 1000.—), 
das Markengeld im Umlauf (Fr. 385.80), die Einlagen der Mit- 
glieder (Fr. 72,727.55), die Obligationen (Fr. 35,700.—), die 
Hypotheken (Fr. 178,500.—), die Wechsel (Fr. 194,541.60) und 
die Anteilscheine (Fr. 11,733.10). Sie werden verwendet wie 
folgt: Kasse Fr. 1679.33, Bankguthaben Fr. 14,045.45, Wert- 
schriften Fr. 5800.—, Waren Fr. 265,500.—, Mobilien 17,500 Fr., 
Liegenschaften Fr. 392,000.—. 


Holderbank (Sol.). Die Bilanz am Schlusse des zweiten 
Rechnungsiahres (31. Oktober 1917) setzt sich zusammen wie 
folgt: Kasse Fr. 1424.72, Waren Fr. 8500.—, Mobilien Fr. 1.—, 
Guthaben bei Lieferanten Fr. 148.80, Wertschriften Fr. 400.—, 
ein Sparheft Fr. 104.40, Ueberschuss des Verkaufslokals 
Fr. 117.51, Bankschuld Fr. 5300.—, Reservefonds Fr. 618.40, 
Reinüberschuss Fr, 4543.01. Vom Reinüberschuss erhalten die 
Mitglieder Fr. 1533.90 (12% von Fr. 12,782.71), Fr. 2181.60 
fliessen dem Reservefonds zu, Fr. 200.— werden zur Bildung 
eines Delkrederefonds verwendet und der Rest auf neue Rech- 
nung vorgetragen. 


Ilanz. Der Umsatz belief sich im Rechnungsjahr 1917/18 
auf Fr. 97,360.97. Davon sind Fr. 56,685.01 in die Bezugsbüchlein 
eingetragen. Die Mitgliederzahl stieg im Verlaufe des Jahres 
von 180 auf 215. Die Betriebsrechnung verzeichnet einen Roh- 
überschuss aus dem Warenverkehr von Fr. 11,325.56 und einen 
Reinüberschuss von Fr. 5541.66. Davon werden ie Fr. 1208.33 
dem Reserve- und denı Baufonds zugewiesen, Fr. 700.— der 
Verwaltung ausgerichtet, Fr. 2267.40 den Mitgliedern rück- 
erstattet und Fr. 157.60 auf neue Rechnung vorgetragen. Die 
Genossenschaft verfügt schon am Ende des zweiten Rechnungs- 
jahres über ein schönes Kapital. Der Reservefonds beläuft sich 
auf Fr. 2024.23, der Baufonds auf Fr. 1208.33, das Anteilschein- 
kapital auf Fr. 9755.—, das Obligationenkapital auf Fr. 8650.—. 
Das Verkaufslokal verzeichnet einen Ueberschuss von Fr. 100.—. 
Für Zinsen und Steuern sind Fr 879.47 eingestellt. Die Aktiven 
setzen sich zusammen aus: Kasse Fr. Fr. 474.31, Kontokorrent- 
guthaben Fr. 7066.25, Warenlager Fr. 15,432.26, Ausstände 
Fr. 490.36, Mobilien Fr. 1478,85, Wertschriften Fr. 800.—. 


Leuk. Mit Befriedigung können die Gründer der Genossen- 
schaft auf das erste Tätigkeitsjahr zurückblicken. Das Ergebnis 
ist derart günstig, dass wir wohl annehmen dürfen, auch die 
Gründer hätten nicht im entferntesten an einen solchen Erfolg 
zu denken gewagt. Am 9, Juni 1916 versammelten sich, durch 
ein Zirkular einberufen, ungefähr 70 Einwohner. Nach einem 
Referate eines der Herren Initianten erklärten sich 63 Teil- 
nehmer bereit, an der Gründung einer Konsumgenossenschaft 
mitzuwirken. Es wurde sodann eine Kommission mit der Aus- 
arbeitung von Statuten betraut. Diese wandte sich an den Ver- 


band und arbeitete auf Grund der Normalstatuten des Ver- 
bandes die Statuten der neuen Genossenschaft aus. 


In der 
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Generalversammlung vom 2, Juli wurden sie mit einigen we- 
nigen Aenderungen angenommen. Die Zahl der Einwohner, die 
sich zum Beitritte entschlossen, war damals bereits auf 148 an- 
gestiegen, ein guter Anfang dadurch gegeben. Diese Versamm- 
lung wählte auch den Vorstand. Am 21. September 1916 er- 
folgte die Eintragung im Handelsregister des Kantons Wallis. 
Am 10. Oktober 1916 begann die Genossenschaft ihre Geschäfts- 
tätigkeit. Den 148 Mitgliedern, die schon auf die Gründungs- 
versammlung hin bezw. an der Gründungsversammlung selbst 
ihren Beitritt erklärt hatten, schlossen sich im Verlaufe des 
Jahres 72 weitere an, so dass die Mitgliederzahl am Schlusse 
des Jahres 220 betrug, gewiss ein schönes Ergebnis für eine so 
kurze Tätigkeit. Der grossen Mitgliederzahl entsprechend ist 
auch der Umsatz schon recht bedeutend. Er belief sich bis 
zum Schlusse des Rechnungsjahres am 17. Oktober 1917 auf 
Fr. 138,851.04. In die Bezugsbüchlein eingetragen sind davon 
Fr. 88,583.19. Der Reinüberschuss beziffert sich auf Franken 
6474,56. Er findet folgende Verwendung: Rückvergütungen 
Fr. 4429.15 (5%), Zuweisung an den Reservefonds Fr. 1200.—, 
Verzinsung der Anteilscheine Fr. 792.50 (5%), Vortrag auf 
neue Rechnung Fr. 52.91. Auf dem Mobiliar wurden Fr. 1114.09 
abgeschrieben. Die Genossenschaft verfügt schon über ein be- 
trächtliches Mitgliederkapital, nämlich Fr. 15,853.56 Anteil- 
scheine. Weitere Betriebsmittel sind der Kassenpassivsaldo 
von Fr. 2402,85, der Saldo des Verkaufslokals von Fr. 328.87 
und die Kontokorrentschuld von Fr. 741.01, im ganzen also sehr 
bescheidene Beträge. An Aktiven sind vorhanden die Waren- 
vorräte von Fr. 18,480.—, der Ladenkassenbestand von Franken 
443.59, die Ausstände von Fr. 2729.20, die Mobilien von Fr. 1.—, 
ein Bankguthaben von Fr. 160.— und das Guthaben beim V.S.K. 
von Fr. 3986.50. 


Meilen. Das Jahr 1917 ist für die Allgemeine Konsum- 
genossenschaft Meilen ein «fettes». Der Umsatz stieg von 
Fr. 89,498.53 auf Fr. 119,331.02, die Mitgliederzahl von 145 auf 
162. Vorzüglich vor allem aber ist gegenüber den letzten Jahren 
der Reinüberschuss, der sich, trotzdem auf dem Warenlager 
zu Verkauiswert gegenüber nur 18% im Vorjahre 25% ab- 
geschrieben wurden, auf Fr. 7221.64 beläuft und eine Abschrei- 
bung von Fr. 3000.,— auf den Liegenschaften und von Fr. 566.58 
auf den Mobilien erlaubt. Im weiteren fliessen Fr. 1400.— 
dem Reservefonds zu, wodurch er mehr als verdoppelt wird 
(Fr. 2560.95), werden Fr. 2200.— (5%) den Mitgliedern rück- 
erstattet und Fr. 55.06 auf neue Rechnung vorgetragen. Die 
Liegenschaften stehen nun mit Fr. 75,000.—, die Mobilien mit 
Fr. 4800.— und das Warenlager mit Fr. 32,498.55 zu Buch. 


Maroggia. Der Umsatz belief sich im Jahre 1917 auf 
Fr. 75,129.58, Fr. 10,338.32 mehr als im Jahre 1916. Von diesem 
Betrage sind Fr. 63,953.08 rückvergütungsberechtigt. Die Zahl 
der Mitglieder betrug am Schlusse des Jahres 107. Im Laufe 
des Jahres fanden 13 Ein- und 15 Austritte statt. Auf den 
Liegenschaften wurden Fr. 229.85, auf den Mobilien Fr. 665.80 
abgeschrieben. Nach Abzug der Unkosten ergibt sich ein Rein- 
überschuss von Fr. 2246.68. Er gestattet, den Mitgliedern 
Fr. 1279.06 (2%) rückzuerstatten, Fr. 919,56 dem Reservefonds 
zuzuweisen und Fr. 48.06 auf neue Rechnung vorzutragen. Der 
Reservefonds erhebt sich dadurch auf eine Höhe von Fr. 4100.—. 
Weitere Betriebsmittel sind der Altersfonds (Fr. 400.—), die An- 
teilscheine (Fr. 6910.—), die Lieferantenschulden (Fr. 41,262.69), 
die Kreditoren (Fr. 12,916.82) und der unverteilte Reinüberschuss 
(Fr. 1327.12). Sie finden folgende Verwendung: Kasse Fr. 509.76, 
Kontokorrentguthaben Fr. 2287.62, Warenvorräte Fr. 9858.25, 
Mobilien Fr. 1.—, Liegenschaften Fr. 16,800.—, Wertschriften 
Fr. 360.—. 


Oberentielden, Sparkassagenossenschaft. Um eine unge- 
rechte Besteuerung zu vermeiden, trennte der Konsumverein 
Oberentfelden im Jahre 1911 seine Sparkasse vom allgemeinen 
Betrieb los und gründete eine besondere Sparkassagenossen- 
schaft. Die Sparkassagenossenschaft hat nun bereits sieben 
Jahre hinter sich. Im Berichtsjahre erfolgten 153 Spareinlagen 
mit Fr. 11,416.25 und 113 Rückzahlungen mit Fr. 12,268.25, ferner 
2 Kapitalanlagen mit Fr. 2720.— und 11 Abzahlungen mit 
Fr. 1650.40. An Kapitalzinsen gingen ein Fr. 3184.10, an Konto- 
korrentzinsen Fr. 398.45. Den Einlegern wurden Fr. 3459.30 gut- 
geschrieben. Die Steuern erforderten Fr. 38.85, die weiteren 
Unkosten Fr. 146.85. Der Rest von Fr. 60.— wird dem Ge- 
nossenschaftsvermögen zugewiesen. Die Bilanz weist auf an 
Aktiven den Kassensaldo von Fr. 15.43, die Darlehenskapitalien 
von Fr. 69,860.92, die Zinsausstände von Fr. 1804.35 und die 
Kontokorrentguthaben von Fr. 8911.60, an Passiven die Spar- 
einlagen von Fr. 80,021.—, die noch nicht bezahlten Unkosten 
von Fr. 111.30 und das Genossenschaftsvermögen von Fr. 400. 

Gegenwärtig ist ein Gesetz in Vorbereitung, das die Spar- 
kassagenossenschaft, wenn es angenommen wird, zwingt, sich 
entweder auf eine andere Grundlage zu stellen oder zu liqui- 
dieren. Das Gesetz schreibt vor, dass eine Sparkasse eigene 
Mittel von mindestens Fr. 100,000.— besitze. Davon aus- 
genommen sind die den Konsumvereinen angeschlossenen Spar- 
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kassen, doch müssen sie sich der Revision durch den V.S.K. 
unterstellen. 


Othmarsingen. Die Konsumgenossenschaft Othmarsingen 
hat mit dem 31. Dezember 1917 ihr viertes Rechnungsjahr ab- 
geschlossen. Sie hat von der Gründung an bis zum Schlusse 
dieses Jahres einen Umsatz von insgesamt Fr. 224,454.30 erzielt 
und darauf eine Rückvergütung von Fr. 10,589.60 ausgerichtet. 
Im Berichtsjahre beläuft sich der Umsatz auf Fr. 78,461.65, 
Fr. 16,588.55 mehr als im Vorjahre. Die Mitgliederzahl stieg 
von 77 auf 93. 17 Eintritten steht nur ein Austritt gegenüber. 
Die Vermögensrechnung per 31. Dezember weist folgende Be- 
standteile auf: Kasse Fr. 695.84, Warenlager Fr. 31,493.15, 
Wertschriften Fr. 2900.—, Mobilien Fr. 919.13, Liegenschaft 
Fr. 31,500.—, Schulden an den V.S.K. Fr. 11,704,50, andere 
Warenschulden Fr. 1175.16, Reservefonds Fr. 3657.40, Obliga- 
tionen Fr. 8340,—, Marken im Kurs Fr. 23.50, Sparguthaben 
Fr. 4585.95, ausstehende Zinsen Fr. 1680.75, Entschädigungen 
und Gratifikationen Fr. 775.—, Hypotheken Fr. 32,000.—, Rein- 
überschuss Fr. 3565.86. Auf Betriebsrechnung wurden dem Re- 


serveionds Fr. 1500.— gutgeschrieben und je Fr. 500.— auf 
Liegenschaften und Mobilien abgeschrieben. Von dem Rein- 
überschuss fliessen Fr. 3112.— (7%) den Mitgliedern und 


Fr. 419.45 (5%) den Nichtmitgliedern zu, und Fr. 34.41 werden 
auf neue Rechnung vorgetragen. 


Orbe. Die Zahl der Mitglieder nahm im Laufe des Jahres 
um 30 zu und belief sich am Schlusse des Jahres auf 601. Der 
Umsatz erreichte eine Höhe von Fr. 376,403.—, Fr.71,636.— mehr 
als im Voriahre. Der Reinüberschuss beträgt Fr. 30,311.84 
gegenüber Fr. 22,650.18 im Jahre 1916/17. Vor Ermittlung des 
Reinüberschusses wurden Fr. 1063.05 dem Reserve- und Fr. 500 
dem Reparaturenfonds zugewiesen, Fr. 2500,— auf den Liegen- 
schaften und Fr. 600.— auf den Mobilien abgeschrieben. Der 
Reinüberschuss ermöglicht die Auszahlung einer Rückvergütung 
von Fr. 23,271.60 (9%) auf allgemeine und von Fr. 2076.75 auf 
Brotbezüge, eine Einlage von Fr. 1000.— in einen zu bildenden 
Kautionenfonds, Vergabungen in der Höhe von Fr. 100.— und 
einen Vortrag auf neue Rechnung von Fr. 263.49. Der Reserve- 
fonds beläuft sich auf Fr. 22,324.10, der Reparaturenfonds auf 
Fr. 1294.80. Auf Anteilscheine sind Fr. 10,199.85, auf Obliga- 
tionen Fr. 34,800.— und auf Sparkasse Fr. 32,134.04 einbezahlt. 


Rovio. Die Zahl der Mitglieder betrug am Schlusse des 
Jahres 59 gegenüber 53 am Anfang. An Brot wurden im Laufe 
des Jahres 19,428 kg verkauft. Der Umsatz stellt sich auf 
Fr. 39,870.80. Die Bilanz setzt sich folgendermassen zusammen: 
Kasse Fr. 1858.83, Waren Fr. 4504.60, Mobilien Fr. 341.49, 
Vorrat der Bäckerei Fr. 24.96, Wertschriften Fr. 280.—, 
Liegenschaft Fr. 3550.06, verschiedene Kreditoren Fr. 2370.92, 
Garantiefonds Fr. 1797.60, Reservefonds Fr. 1020.—, Obli- 
gationen Fr. 2930.—, Reinüberschuss Fr. 2441.42. Vom Rein- 
überschuss erhalten die Mitglieder Fr. 1795.51 bezw. 5% der 
eingetragenen Bezüge von Fr. 35,918.96, Fr. 488.30 fliessen dem 
Reservefonds zu und Fr. 157.61 werden auf der Liegenschaft 
abgeschrieben. 


Saxon. Der Umsatz belief sich im Jahre 1917 auf Franken 
180,981.22, d. h. Fr. 60,441.44 bezw. rund 50% mehr als im Vor- 
jahre, Der Reinüberschuss stieg ungefähr im gleichen Masse 
von Fr. 10,602.62 auf Fr. 15,469.50. Die Unkosten belaufen sich 
auf Fr. 5881.35 (3% % des Umsatzes). Die Mitgliederzahl be- 
trug am Anfang des Jahres 231, am Schluss 265. Die Bilanz 
per 31. Dezember 1917 setzt sich zusammen wie folgt: Waren 
Fr. 60,111.35, Wertschriften Fr. 360.—, Debitoren Fr. 4537.10, 
Liegenschaft (Ankaufswert Fr. 11,800.—) Fr. 343.08, Mobilien 
Fr. 1.—, Kasse Fr. 3209,85, Anteilscheine Fr. 1325.—, Reserve- 
fonds Fr. 6854.73, Obligationen Fr. 1000.—, Kreditoren Franken 
31,335.30, Bankschulden Fr. 12,579.85, Reinüberschuss Franken 
15,469.50. Vom Reinüberschuss fliessen Fr. 3093.95 dem Reserve- 
fonds zu, Fr. 342.08 werden auf der Liegenschaft abgeschrieben, 
Fr. 773.50 dem Verwalter und Fr. 309.45 den Verkäuferinnen als 
Sonderentschädigung ausgerichtet, Fr. 10,760.64 (11%) den Mit- 
gliedern und Fr. 35.42 (2%) den Nichtmitgliedern ausgerichtet 
und Fr. 154.56 auf neue Rechnung vorgetragen. 


Sessa-Monteggio. Mit einem Umsatz von rund Fr. 162,000 
erzielte die Genossenschaft im Jahre 1917 einen Rohüberschuss 
von Fr. 15,478.89 und einen Reinüberschuss von Fr. 5694.09. Der 
Umsatz der Bäckerei beträgt Fr. 36,641.55. Darin inbegriffen 
sind die Brotlieferungen an die Schwestergenossenschaft in 
Novaggio in der Höhe von Fr. 6522.59. Vom Reinüberschuss 
erhalten die Mitglieder auf die eingetragenen Bezüge von 
Fr. 94,557.85 Fr. 330931 (3%%), Fr. 1138.81 werden dem 
Reservefonds zugewiesen, Fr. 1000.— auf der Liegenschaft ab- 
geschrieben und Fr. 245.97 auf neue Rechnung vorgetragen. Die 
Bilanz erhält dadurch folgendes Bild: Kasse Fr. 1664.94, Waren- 
vorrat Fr. 17,012.60, Postscheckguthaben Fr. 183.35, Mobilien 
Fr. 1.—, Liegenschaft Fr. 22,767.69, Wertschriften Fr. 720.—, 
Lireguthaben bei der Schweizerischen Kreditanstalt Fr. 11,873.—, 
Lireguthaben beim V.S.K. Fr. 1220.—, verschiedene Guthaben 


Fr. 2059.76, Warenschulden Fr. 6273.37, Kontokorrentschuld an 
den V.S.K. Fr. 5464.30, Anteilscheine Fr. 7786.83, Kontokorrent- 
schuld an die Schweiz. Kreditanstalt Fr. 5471.—, Hypotheken 
Fr. 6700.—, ‚Bauschuld Fr. 9850.—, Obligationen Fr. 7475.—, 
Reservefonds Fr.4926.56, unverteilter Reinüberschuss Fr. 3555.28. 


Safenwil. Die Mitgliederzahl betrug 226 am Anfang und 
237 am Schlusse des Jahres. Der Umsatz belief sich auf 
Fr. 165,388.53, Fr. 30,419.09 mehr als im Jahre 1915/16. In die 
Bezugsbüchlein eingetragen sind Fr. 108,088.83. Auf ein Mit- 
glied entfallen durchschnittlich Fr. 456.— gegenüber Fr. 391.— 
im Vorjahre. Die Bilanz per 30. November 1917 lautet: Waren 
Fr. 25,800.—, Mobilien Fr. 250.—, Liegenschaften Fr. 44,300.—, 
Wertschriften Fr. 1680.—, Ausstände Fr. 241.95, Debitoren 
Fr. 2211.20, Kasse Fr. 3293.27, Schuld an die Aargauische 
Kreditanstalt Fr. 4491.50, verschiedene Kreditoren Fr. 1853.21, 
Reservefonds Fr. 17,737.25, Baufonds Fr. 1374.24, Dispositions- 
fonds Fr. 916.33, Anteilscheine Fr. 4301.40, Hypotheken Franken 
34,600.—, aufgerechnete Zinsen Fr. 1323.55, Reinüberschuss 
Fr. 11,178.94.. Vom Reinüberschuss erhalten die Mitglieder als 
Rückvergütung Fr. 8647.10 (8%), Fr. 1676.25 fliessen dem Re- 
serve-, Fr. 335.25 dem Bau- und Fr. 223.50 dem Dispositions- 
fonds zu, Fr. 250.— werden vergabt und Fr. 46.84 auf neue 
Rechnung vorgetragen. Der Reservefonds steigt damit auf 
Fr. 19,414.50, der Baufonds auf Fr. 1709.49 und der Dispositions+ 
fonds auf Fr. 1139,83 an. 


a a er 
Armin Bosshardt. 


Biasca. (Korr.) Zum zweiten Male machte 
der Tod innert kurzem seinen Gang unter unsern 
Genossenschaftern. : Vor kaum 14 Tagen wurde 
unser frühere Sekretär, Herr Delmu& Cipriano, un- 
erwartet rasch ins bessere Jenseits abberufen. Die 
Grippe hielt ihn kaum 3 Tage auf dem Krankenlager; 
der Arzt vermochte der tückischen Krankheit nicht 
Herr zu werden, und so musste Herr Delmue& seinem 
Kollegen im Tode vorangehen. 

Herr Armin Bosshardt zählte 44 Jahre 
und hätte nächsten Monat das 25jährige Dienstjubi- 
läum feiern können. Seit Gründung unserer Ge- 
nossenschaft nahm der Verstorbene stets regen An- 
teil an Wohl und Wehe der jungen Genossenschaft. 
Bei der Gründung schon betätigte er sich im Vor- 
stande und übernahm im Jahre 1913 das Mandat des 
Präsidenten. Als solcher widmete er jeden freien 
Moment der Genossenschaft und fand seine Freude 
und Genugtuufg an dem aufblühenden Geschäfte. 
Ebenso war Herr Bosshardt ein liebevoller Vater 
seinen Kindern und seiner stets etwas kränklichen 
Gattin, mit der er in glücklicher Ehe lebte. Am 
letzten Mittwoch noch machte er mit seiner Familie 
einen kleinen Spaziergang, um dann Nachmittags 
seine letzte Diensttour anzutreten, auf der er von 
einem Herzschlage überrascht auf der Lokomotive 
tod niedersank. 

Er ruhe im Frieden! 


. „Zur Ergänzung. Im ersten Artikel «Zur neuen Kriegssteuer» 
in letzter Nummer ist aus einem Versehen beim Umbrechen der 


erste Absatz weggelassen worden. Zur Ergänzung und Ver- 
deutlichung lassen wir hier die Einleitung sowie den Anfang des 
zweiten Absatzes folgen: 

Der Leitartikel in No. 34 des «Schweiz. Konsum-Vereins» 
behandelt «Die neue Kriegssteuer in ihrer Bedeutung für die 
schweizerischen Genossenschaften». 

Gleich eingangs vertritt der Verfasser die Ansicht... (usw. 
nach Wortlaut des Artikels). 


Redaktionsschluss: 5. September 


Bankabteilun 
des V.S.R. 
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Die Bankabteilung des Verbandes schweiz. Konsum- 
i  vereine (V.S.K.) Basel nimmt jederzeit Gelder an in 


Kontokorreni-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, jederzeit verfügbar, ohne Provisions- 
berechnung, zu 


Die Verzinsung der Ein- 
lagen beginnt mit dem auf i Bi 
A /a en die Einzahlung folgenden 
Werktag und endigt am 
Tage vorderRückzahlung 


in Depositen-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, in der Regel auf 60 Tage kündbar, zu 


5% 


gegen Übligalionen 


Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, je nach Wunsch, auf den Namen oder 
Inhaber lautend und auf ein, drei oder fünf Jahre 
fest, mit halbjährlichen Zinscoupons, zu 


5% 
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Say 


Die Abteilung für 


Wohnungskunst 
des V. 9. K. 
Wohnungs-Einrichtungen 


und einzelne Möbelstücke 


in gutem und gediegenem Material, 
in einfacher, zweckmässiger Form 


Preislisten stehen jederzeit zur Verfügung 


STÄNDIGE AUSSTELLUNG 


täglich zur Besichtigung geöffnet im 


Ausstellungsgebäude Güterstrasse No. 190 in Basel 
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